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EDITORIAL

Sehr geehrte Leser!

Das Europäische Parlament will das
Erweiterungstempo der EU drosseln und die Regeln für
den Beitritt neuer Staaten verschärfen. Am 16. März
billigte das Plenum mit überwältigender Mehrheit von
397 gegen 95 Stimmen einen entsprechenden Bericht
des Auswärtigen Ausschusses, den der deutsche CDU-
Abgeordnete Elmar Brok vorbereitet hatte. Der Tenor
der Entschließung ist eindeutig: Solange der
Ratifizierungsprozess des EU-Verfassungsvertrages
sich in einer „Sackgasse“ befinde, könne die
Gemeinschaft „ihre Aufnahmekapazität nicht
erhöhen“. Mithin verkrafte die EU wegen ihres
gegenwärtigen institutionellen Zustandes und eines
überall zu verzeichnenden Reformstaus keine
zusätzlichen Mitglieder. Aus diesem Grunde sowie
angesichts wachsender wirtschaftlicher Sorgen sei die
Gemeinschaft jedenfalls mittelfristig „zu neuerlichen
Erweiterungen nicht fähig“ und müsse vor einer
ansonsten drohenden „Zerstörung durch
Selbstüberforderung“ geschützt werden.
Die EU-Kommission wurde unter Hinweis auf diesen
Befund dazu aufgefordert, bis zum 31. Dezember des
Jahres die Erweiterungsfähigkeit und die
geographischen Grenzen der Union klar zu definieren.
Das Parlament betont zwar, dass die EU ihre bereits
eingegangenen Verpflichtungen hinsichtlich der
Aufnahme bestimmter Länder, wie etwa denjenigen des
Westbalkans, einhalten müsse. Auch werde der Beitritt
Bulgariens und Rumäniens nicht in Frage gestellt. Zu
prüfen sei aber, ob dieser schon zum 1. Januar 2007
oder erst ein Jahr später erfolgen könne. Entscheidend
sei hierfür der nächste Fortschrittsbericht der EU-
Kommission, der im Monat Mai erwartet wird.
Kandidatenländer sollten überdies die Grundsätze von
Demokratie, Achtung der Menschenrechte und
Rechtsstaatlichkeit „bereits vor einer Aufnahme
verwirklicht“ haben, was im Kern ein Abgehen von
dem bislang praktizierten Erweiterungsautomatismus
bedeuten würde. Und schließlich müsse auch über
„Alternativen zur EU-Vollmitgliedschaft“ nachgedacht
werden.
Einsicht ist bekanntlich immer der erste Schritt zur
Besserung. Nun scheint sich dieses alte deutsche
Sprichwort auch im transnationalen Kontext zu
bewahrheiten. Die Straßburger Abgeordneten waren
bisher mehrheitlich Befürworter der zügigen
Erweiterung Europas. Jetzt sprechen sie sich – für
manche überraschend – mit Nachdruck gegen allzu
schnell und leicht ermöglichte Beitritte neuer Staaten
aus. Sie reagieren damit auf die immer deutlicher
formulierten Ängste der Bevölkerung vor einer

geographischen und kulturellen Überdehnung der
Europäischen Union sowie auf die wachsende Skepsis
gegenüber einer nicht mehr kontrollierbaren
supranationalen Bürokratie.
Daraus wird deutlich: Der Überschwang, mit dem die
Union nach Ende des Kalten Krieges alle
europäischen Staaten unter ihre Fittiche nehmen
wollte, ist dahin. Vorbei ist die Zeit, in der
Erweiterungen ein Spiel der Regierungen waren, ein
Schachzug großer Visionen, bei dem Zumutungen an
die eigenen Völker außer Acht blieben. Die EU muss
künftig prüfen, ob ein Beitritt neben den
wirtschaftlichen Lasten und den institutionellen
Anforderungen auch politisch für sie verkraftbar ist.
Hierfür reicht es nicht aus, dass ein Aspirant einfach
nur alle Gemeinschaftsregeln übernimmt. Er muss auch
ökonomisch und kulturell in die Union „passen“. Das
ist die Lehre aus dem Verfassungs-Nein in Frankreich
und den Niederlanden. Der Big-Bang, mit dem im Mai
2004 zehn neue Staaten aufgenommen wurden, hat bei
vielen der alten EU-Mitglieder zur Verunsicherung
geführt. Die aber lässt sich nicht mit Statistiken über
den langfristigen Nutzen von Erweiterungsrunden aus
der Welt schaffen. Die Menschen fragen sich, wohin die
Reise geht.
Die Regierungen der EU haben das Jahr 2006 zu
einem Jahr des Nachdenkens über Europa erklärt. An
dessen Ende müssen sie eine überzeugende Antwort
darauf geben, was Aufnahmefähigkeit heißt. Hierbei
geht es nicht um die Frage, was die Union will,
sondern darum, was sie kann. Insofern wird man sich
von der Formel verabschieden müssen, dass jeder
europäische Staat einen Anspruch auf Mitgliedschaft
hat. Vor einer Selbstüberforderung schützt sich die EU
nur, indem sie sich vom „Alles-oder-Nichts-Prinzip“
bzw. von der Alternative „Mitglied oder Nicht-
Mitglied“ löst. Es bedarf neuer Formen abgestufter
Kooperation, die einen Beitritt in der Zukunft nicht
ausschließen, aber nicht automatisch dazu führen.
Wenn man sich nicht in Illusionen verlieren will, hilft
nur ein Konzept privilegierter Partnerschaften, um die
EU vor einer Überfrachtung zu bewahren und dem
Willen ihrer Bürger gerecht zu werden. Das haben die
Europaabgeordneten mehrheitlich erkannt.

Beste Grüße
Ihr Franz Terwey

Brüssel, 22. März 2006
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Aus den EU-Institutionen

Ministerrat

Finanzielle Folgen alternder
Gesellschaften

In der Rentenfrage soll das noch
vorhandene Fenster der Hand-
lungsoptionen unverzüglich ge-
nutzt und schwierige Entscheidun-
gen nicht auf die lange Bank ge-
schoben werden. Darauf verstän-
digte sich der Rat „Ecofin“ in sei-
ner Sitzung am 14. Februar 2006.
Man folgte damit weitgehend ei-
nem vom Rat schon im Jahr 2003
in Auftrag gegebenen Bericht der
Kommission und des (Rats-) Aus-
schusses für Wirtschaftspolitik
(EPC). Gleichzeitig bedauerte der
Rat allerdings, dass die Vorarbei-
ten zu wenig auf mögliche Varia-
blen eingegangen seien wie zum
Beispiel die bei den Folgen von
Einwanderung oder in der Ein-
schätzung des technischen Fort-
schritts. Immerhin geht die Kom-
mission in ihren Projektionen da-
von aus, dass ein Großteil der stei-
genden Lebenserwartung „gesund“
zurückgelegt werden wird – was
ganz ohne medizinisch-technische
Fortschritte wohl nicht machbar
sein wird. Der Bericht von Kom-
mission und EPC sagt eine alters-
bedingte Steigerung der öffentli-
chen Ausgaben um vier Prozent-
punkte (gemessen am BIP) bis zum
Jahr 2050 voraus. Dies geht vor
allem auf die steigenden Ausgaben
für Renten und Langzeitpflege zu-
rück. Die Kommission wird im
Herbst einen weiteren Bericht
über die Nachhaltigkeit der öffent-
lichen Finanzen vor dem Hinter-
grund alternder Gesellschaften vor-
legen.

Defizitverfahren

Wegen zu hoher Neuverschuldung
ist im Januar 2006 durch die EU-
Finanzminister (ECOFIN) das De-
fizitverfahren gegen Großbritanni-

en eröffnet worden, was London
anerkennt. Die durch den Stabili-
täts- und Wachstumspakt vorgege-
bene Defizitgrenze des Bruttoin-
landprodukts von 3% muss Lon-
don bis 2007 unterschreiten. Die
derzeitigen Prognosen der Labour-
Regierung lassen auf die tatsächli-
che Einhaltung dieses Zieles schlie-
ßen. Bei Nichterreichung drohen
Großbritannien jedoch keine
Strafzahlungen, da es kein Mitglied
der Eurozone ist.

Weitreichende Konsequenzen von
bis zu 10 Milliarden EUR Strafzah-
lungen drohen hingegen Deutsch-
land, da das Defizitverfahren im
Rat am 14. März 2006 gemäß Ar-
tikel 104 Abs. 9 EG-Vertrag ver-
schärft wiederbelebt wurde. Für
Deutschland besteht damit die
Verpf lichtung, bis zum 14. Juli
2006 nach Brüssel zu berichten,
durch welche Maßnahmen das
seit 2002 bestehende Defizit abge-
baut werden soll. Die Kommissi-
on wird dann beurteilen, ob die
eingeleiteten Maßnahmen für den
avisierten Defizitabbau ausreichend
sind. Mit der Aktualisierung seines
Stabilitätsprogramms vom Febru-
ar 2006 geht Deutschland jedoch
davon aus, das strukturelle Defizit
in 2007 um einen Prozentpunkt
auf minus 2,5% zurückführen zu
können. In den Folgejahren „soll“
die Defizitquote um jeweils 0,5
Prozentpunkte sinken. Die deut-
schen Versprechungen sind aber
seit 2002 nie eingehalten worden,
was Beobachter in Brüssel ver-
schnupft zu Bedenken geben. Das
aktualisierte Stabilitätsprogramm
2006 wurde veröffentlicht unter
www.bundesfinanzministerium.de.

Weitere Länder, die die geforder-
ten Referenzwerte des Stabilitäts-
und Wachstumspaktes nicht ein-
halten, sind Italien und Ungarn.
Das ungarische Stabilitätspro-
gramm, das die Unterschreitung
der Defizitgrenze für 2008 progno-
stiziert, wurde durch den ECO-
FIN genehmigt. Darüber hinaus
wurde Ungarn aber aufgefordert,
bis September 2006 ein Programm

entsprechender struktureller Maß-
nahmen vorzulegen, um die Errei-
chung der mittelfristigen Ziele ab-
zusichern.

Jetzt vier Ziele für
Lissabon-Strategie

 „Höchste Zeit, tätig zu werden
und Reformen einzuleiten“ beton-
te Österreichs Finanzministert
Karl-Heinz Grasser auf der Ratssit-
zung Ecofin am 14. Februar. Ge-
stützt auf ein vorbereitendes Papier
der Österreichischen Ratspräsi-
dentschaft werden hierzu vier
Schwerpunkte ausgemacht: Mehr
Investition in Wissen und Innova-
tion, Förderung von Unterneh-
mertum und Beseitigung von Hin-
dernissen, vor allem für mittlere
und kleine Unternehmen, Bewäl-
tigung von Globalisierung und
demografischem Wandel sowie ef-
fizientere Energiemärkte. Mit die-
ser Schwerpunktsetzung hofft die
Österreichische Präsidentschaft,
die etwas unübersichtliche Anzahl
der Lissabon-Ziele von über hun-
dert auf das wesentliche zu redu-
zieren.

Arbeitsmarkt-, Sozial- und
Gesundheitspolitik

Am 10. März 2006 fand das Tref-
fen des EU-Ministerrats zur Ar-
beitsmarkt-, Sozial- und Gesund-
heitspolitik sowie zum Verbrau-
cherschutz statt. Dabei erklärte
der österreichische Ratsvorsitz
Maßnahmen zur sozialen Sicher-
heit und den Kampf gegen die Ar-
mut zu deutlichen Prioritäten auf
europäischer Ebene. Die zugun-
sten dieser Ziele aufgestellten Maß-
nahmen sollten unterstützenden
Einfluss auf die Strategien im Be-
reich der Wirtschafts- und Arbeits-
marktpolitik entfalten und umge-
kehrt. Dabei sei die Methode der
offenen Koordinierung eine sinn-
volle und effektive Methode, um
die Umsetzung der sozialen Ziele
zu verfolgen. In den Prozess soll-
ten auch die Sozialpartner und die
Zivilgesellschaft miteinbezogen
werden. Der Ministerrat verab-
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schiedete unter anderem eine ge-
meinsame Erklärung zur Chancen-
gleichheit von Männern und Frau-
en auf den Arbeitsmärkten. Auch
die Anwendung des aktualisierten
Koordinierungssystems der Sozial-
versicherung für Arbeitnehmer, die
innerhalb der EU von ihrer Mo-
bilität Gebrauch machen, war Ge-
genstand der gemeinsamen Erklä-
rung des Ministertreffens.

Europäisches Parlament

Dienstleistungsrichtlinie in erster
Lesung stark abgeschwächt

Mit der Mehrheit von 394 gegen
215 Stimmen und 33 Enthaltun-
gen hat das Europäische Parlament
am 16. Februar in erster Lesung
den Bericht von Evelyne Gebhardt
(SPE/D) zur Dienstleistungsricht-
linie angenommen. Noch kurz vor
der Abstimmung hatten sich die
beiden Großen Fraktionen von
EVP und SPE auf einen Kompro-
miss verständigt, der es am Ende
ermöglichte, dass eine große
Mehrheit der Abgeordneten die-
sem zustimmen konnte.

Im Ergebnis einigte sich das Parla-
ment darauf, dass das umstrittene
Herkunftslandsprinzip deutlich
abgeschwächt wurde. So heißt der
entsprechende Artikel 16 zum ei-
nen nun nicht mehr Herkunfts-
landprinzip, sondern nur noch
freier Dienstleistungsverkehr - was
in der Presse oft schon mit der
Abschaffung gleich gesetzt wurde -
zum anderen wurden wichtige Re-
gulierungsrechte wieder auf das
Zielland übertragen. So wird die
Kontrolle der Dienstleistungser-
bringer nach dem EP-Vorschlag
wieder von dem Land ausgeübt, in
dem die Dienstleistung erbracht
wird. Ebenso müssen Dienstleister
die Sozialstandards und Mindest-
löhne des Ziellandes einhalten, so-
fern diese gesetzlich geregelt sind,
bzw. über Tarifverträge für allge-
meinverbindlich erklärt wurden.
Zusätzlich dürfen die Mitgliedstaa-
ten die Dienstleistungsfreiheit zum
Schutz der öffentlichen Sicherheit,

der Umwelt und der öffentlichen
Gesundheit einschränken. Dar-
über hinausgehende Einschrän-
kungen sind nicht erlaubt.

Völlig aus dem Richtlinienvor-
schlag der Kommission haben die
Abgeordneten die Regelungen
über Erstattung von Behandlungs-
kosten im Ausland (Artikel 23)
und die Entsendung von Arbeit-
nehmern (Artikel 24 und 25) ge-
strichen.

Ebenso wurde der Anwendungs-
bereich der Richtlinie weit zurück
geschnitten. So werden Dienstlei-
stungen von allgemeinem (gemeint
sind nicht wirtschaftlichen) Inter-
esse ebenso ausgenommen wie die
Gesundheitsdienstleistungen, Fi-
nanz- und Versicherungsdienstlei-
stungen, Verkehrsdienstleistungen
außer Geld- und Leichentranspor-
te, sowie audiovisuelle Dienste,
Sportwetten und Lotterien, sowie
Rechtsanwälte und Notare.

Die Abgeordneten befürworteten
hingegen den bereits im Richtlini-
envorschlag enthalten „einheitli-
chen Ansprechpartner“ sowie die
Erleichterungen am Ort der
Dienstleistungserbringung die not-
wendige Infrastruktur aufzubauen.

Die Kommission äußerte sich
nach dem Votum der Abgeordne-
ten vorsichtig enttäuscht, kündig-
te aber an, dass sie einen neuen,
überarbeiteten Vorschlag vorlegen
will in dem sie weitgehend die
Vorschläge des Parlamentes be-
rücksichtigen wird. Die Kommis-
sion kündigte ebenso an, dass sie
prüfen werde, ob eine sektorale
Richtlinie für Gesundheitsdienst-
leistungen notwendig ist und auf
welcher Basis die nun aus dem
Vorschlag gestrichene EuGH-
Rechtsprechung zur Kostenerstat-
tung bei Behandlung im Ausland
erfolgen kann.

Zufrieden zeigten sich Verbands-
vertreter der Deutschen Sozialver-
sicherung. Mit dem angenomme-
nen Kompromiss wurden alle ihre
Forderungen nach einer weitge-

henden Ausnahme für die Systeme
der Sozialen Sicherheit vom An-
wendungsbereich der Richtlinie
erfüllt.

SPE-Fraktion will
Richtlinie zur Daseinsvorsorge

Im Februar stellte die SPE-Frakti-
on im Europäischen Parlament auf
einem halbtägigen Seminar einen
ersten Entwurf für eine Rahmen-
richtlinie für die Daseinsvorsorge
vor. Der Entwurf der fraktionsin-
ternen Arbeitsgruppe unter Vor-
sitz der Niederländerin Ieke van
den Burg wurde unter Beteiligung
externer Sachverständiger erarbei-
tet. Er enthält an verschiedenen
Stellen noch mehrere Alternativen
für mögliche Formulierungen und
ist in seiner jetzigen Form als Dis-
kussionsentwurf gedacht. Ziel ist
jedoch, diesem Papier innerhalb
der kommenden Monate eine end-
gültige Fassung zu geben, die dann
Kommissionspräsident Barroso
vorgelegt werden soll. Die SPE hat
sich für dieses Vorgehen entschie-
den, da die Kommission und hier
insbesondere Wettbewerbskom-
missarin Neelie Kroes in einem
Gespräch deutliche gemacht hat,
dass sie selbst keinen Entwurf für
eine Rahmenrichtlinie für die Da-
seinsvorsorge bzw. für Dienste von
allgemeinem (wirtschaftlichem)
Interesse vorlegen will.

Inhaltlich ist zeigt der Vorschlag,
dass es auch innerhalb der SPE-
Fraktion noch keine einheitliche
Meinung zum Umgang mit dem
Thema gibt. Offen, bzw. mit Alter-
nativen beantwortet sind die Fra-
gen der Rechtsgrundlage, der Ab-
grenzung von wirtschaftlich und
nicht wirtschaftlichen Dienstlei-
stungen, das Verhältnis zu Binnen-
marktregeln und zu sektoralen
Richtlinien sowie die Definition
von „In-House-Geschäften“. Weni-
ger umstritten sind hingegen die
Punkte der Berichtspflichten der
Mitgliedstaaten an die Europäi-
sche Kommission, das Setzen von
Anreizen für Erbringer zur (freiwil-
ligen) Qualitätssicherung durch
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die Mitgliedstaaten sowie die Ein-
richtung einer „Europäischen Be-
obachtungsstelle“ zur Überwa-
chung und Bewertung der Dienst-
leistungen von allgemeinem Inter-
esse.

Dritte Lesung: Richtlinie zur
optischen Strahlung

Das Europäische Parlament hat im
Februar in dritter Lesung einer
Richtlinie zugestimmt, wonach
Arbeitgeber in der EU ihre Mitar-
beiter auch künftig nicht vor Son-
nenstrahlen schützen müssen. Sie
umfasst dagegen den Schutz der
Arbeitnehmer vor künstlicher op-
tischer Strahlung, wie zum Bei-
spiel von Laser- oder Schweißgerä-
ten. Mit der Regelung setzte sich
das Parlament gegen die Europäi-
sche Kommission und den EU-
Ministerrat durch. Zahlreiche Sei-
ten, darunter insbesondere Wirt-
schaftverbände, hatten vor der zu
befürchtenden Bürokratie und
hohen Kosten gewarnt. Die neue
Richtlinie sieht einheitliche Grenz-
werte zum Schutz der Augen und
der Haut vor künstlicher Strahlung
vor.

Untersuchungsausschuss
zu britischem

Versicherungsskandal

Private Altersvorsorge kann ihre
Schattenseiten haben. Diese Erfah-
rung mussten wieder einmal über
eine Million Briten und tausende
ausländische Kunden der briti-
schen „Equitable Life“ machen,
einem eigentlich altehrwürdigen
und renommierten Finanzinstitut.
Es ist auch von etwa 4.000 deut-
schen Geschädigten die Rede.
Zwar müssen die Kunden nicht
mit einem Totalausfall ihrer For-
derungen rechnen, aber mit erheb-
lichen Verlusten bei ihren Pensio-
nen, Ersparnissen oder Kapitalan-
lagen; im Durchschnitt mussten
die Policenwerte um 16% gekürzt
werden. Schon im Jahr 2000 soll
die gesamte Deckungslücke ca. 4,5
Milliarden EUR überstiegen ha-
ben, im Jahr 2001 dann über 5
Milliarden.

Wie es dazu kommen konnte -
trotz der viel gepriesenen europäi-
schen Richtlinien zur Regelung
von Finanzdienstleistungen - soll
nun innerhalb eines Jahres ein
Untersuchungsausschuss klären,
den das Europäische Parlament
Anfang Februar eingerichtet hat.
Sollte etwa die britische Finanzauf-
sicht versagt haben, die immerhin
für die Einhaltung der europäi-
schen Regeln verantwortlich ist?
Aber auch die EU-Kommission
wird sich möglicherweise mit Vor-
würfen auseinandersetzen müssen,
sie habe Großbritannien nicht aus-
reichend zur Befolgung europäi-
schen Gemeinschaftsrechts moti-
viert.

Obwohl das angelsächsische Fi-
nanzmodell, welches sonst gerne
über kontinentaleuropäische Sozi-
almodelle die Nase rümpft, damit
einen empfindlichen Dämpfer er-
halten hat, besteht nur wenig An-
lass zur Schadenfreude. „Gewin-
ner“ derartiger Schreckensszenari-
en werden am Ende reine Anlage-
produkte sein, vertrieben von
Fonds, die keinerlei Zusagen mehr
geben, dafür aber um so mehr Pro-
fit in Aussicht stellen – unverbind-
lich, versteht sich. Egal, wie hoch
die Verluste sein sollten – Finanz-
dienstleistern und Aufsichtsbehör-
den wird kaum noch etwas vorge-
worfen werden können, denn An-
lage- und sonstige Risiken trägt
hier von vornherein der Kunde.
Allfällige Untersuchungsausschüs-
se können sich dann voll der Fra-
ge widmen, inwieweit der Staat –
also der Steuerzahler – die politi-
sche und finanzielle Verantwor-
tung für die Folgekosten fehlgelei-
teter Altersvorsorge übernimmt.

Gezieltere Ausrichtung der
Beihilfen

Mit der Annahme des Initiativbe-
richts des konservativen schwedi-
schen EP-Abgeordneten Gunnar
Hökmark unterstützt das Europäi-
sche Parlament die Kommissions-
strategie „weniger und zielgerichte-
tere Staatsbeihilfen“. Diese Strate-

gie ist ein Teil des Kommissions-
Aktionsplans zur Reform des eu-
ropäischen Beihilferegimes. Das
Parlament erklärte, Beihilfen be-
deuteten in aller Regel eine erheb-
liche Marktverzerrung. Dessen un-
geachtet stellten sie aber äußerst
nützliche Instrumente zur Förde-
rung von Forschung und Entwick-
lung, Kapitalinvestment, Umwelt-
schutz und regionaler Entwicklung
dar. Gleichzeitig bat das Parlament
die Europäische Kommission,
eine präzisere Definition des Kon-
zepts des „Marktversagens“ zu erar-
beiten. Offenbar soll damit er-
reicht werden, dass Beihilfen in
Zukunft nur noch unter der Be-
dingung zulässig sind, dass ein eu-
roparechtlich definiertes „Markt-
versagen“ festgestellt wurde. Auch
das europarechtliche Konstrukt
der „Dienste von allgemeinem
wirtschaftlichem Interesse“ kam
zur Sprache. Die Kommission
wurde gebeten, diesen im EG-Ver-
trag enthaltenen Begriff „endgültig
und klar“ rechtlich zu erklären –
ein allerdings unmögliches Unter-
fangen, da das „Letzt-Erklärungs-
recht“ letztlich niemand anderem
zusteht als dem Europäischen Ge-
richtshof. Schließlich unterstützen
die Parlamentarier auch eine Ver-
pf lichtung der Mitgliedstaaten,
alle von ihnen getätigten Zuwen-
dungen und Beihilfen in einer Li-
ste zu veröffentlichen, einschließ-
lich der Zuwendungsempfänger.

Kritik an unzureichender
Umsetzung der EU-
Entsenderichtlinie

Am 20. Februar hat der Beschäf-
tigungs- und Sozialausschuss des
Europäischen Parlaments die Um-
setzung der Europäischen Entsen-
derichtlinie diskutiert und schwe-
re Vollzugsprobleme und -defizite
festgestellt. Wo genau die Proble-
me liegen – darüber war man sich
aber auch nicht so recht einig. Be-
richterstatterin Elisabeth Schröd-
ter (GRÜNE/D) musste zugeben,
dass sie erhebliche Schwierigkeiten
mit der Abfassung ihres Berichts
habe. Man wolle auf einen schon
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für 2005 angekündigten Bericht
der Kommission aufbauen, der
aber immer noch auf sich warten
lasse.

Zur Debatte im Ausschuss waren
vier Experten eingeladen worden.
Vollzugsdefizite wurden vor allem
als Ergebnis einer mangelhaften
Kooperation der betroffenen Mit-
gliedstaaten verortet. Der belgi-
sche Experte Michel Aseglio wur-
de deutlicher: Oft hielten sich die
beteiligten Firmen nicht an die
Vorschriften oder versuchten die-
se zu unterlaufen, etwa durch un-
durchsichtige Konstruktionen ei-
ner Vielzahl von Unterauftrags-Ver-
hältnissen, falsche Angaben über
Firmensitze etc. Der Amerikaner
Justin Burne beklagte wiederum,
manche Länder – in diesem Falle
Spanien – lieferten nur unzurei-
chende Informationen über die
Bedingungen des Einsatzes ent-
sandter Arbeitskräfte, was ein ech-
tes Hindernis für die grenzüber-
schreitende Erbringung von
Dienstleistungen bedeute.

Die Diskussion im Ausschuss
drückte ein allgemeines Unbeha-
gen an der Umsetzung der Richt-
linie aus, wobei je nach politischer
Couleur die Quelle des Unbeha-
gens recht unterschiedlich war.
Wieder einmal trat die latente
Spannung zwischen alten und neu-
en Mitgliedstaaten zutage. Die Ver-
treter der MOE-Staaten sorgten
sich hauptsächlich um den unge-
hinderten Zugang ihrer Arbeitneh-
mer zu den Arbeitsmärkten des
„alten“ Europa.

Im Rahmen der Diskussion sah
sich der persönlich anwesende zu-
ständige Sozialkommissar Vladimir
Spidla zur Feststellung veranlasst,
die Kommission könne schließlich
nicht gegen illegal operierende Fir-
men vorgehen, sondern nur gegen
Mitgliedstaaten, die das Recht
nicht ordnungsgemäß umsetzten.
Im Übrigen entgegnete er, die An-
hörung der Sozialpartner sei erst
vor kurzem abgeschlossen worden.
Die Mitteilung müsse aber noch

mit den anderen Generaldirektio-
nen abgesprochen werden und
werde daher spätestens im April
2006 erscheinen.

Gemischte Reaktion auf Fortschritt
der Lissabon-Strategie

Der Kommissions-Bericht zum
Fortschritt der Lissabon-Strategie
stieß im Europäischen Parlament
nur auf verhaltene Zustimmung.
Die Konservativen, allen voran der
deutsche Abgeordnete Alexander
Radwan, wünschen sich eine här-
tere Gangart der Kommission und
werfen ihr insbesondere vor, die
nationalen Reformprogramme un-
zureichend miteinander zu verglei-
chen und zu bewerten. Die Sozia-
listen dagegen befürchteten, dass
die Umsetzung der Lissabon-Agen-
da eher die Pfeiler „Anpassungsfä-
higkeit und Flexibilität“ überbeto-
ne und dahinter die Chancen-
gleichheit vernachlässige. Auf die-
ser Seite des politischen Spek-
trums interpretiert man das Lissa-
bon-Programm gerne als ein Aus-
druck des „Flexicurity“ – Prinzips,
für welches die nordischen Staaten
die Referenz böten. Die Grünen
teilten in der Debatte zwar die Be-
schäftigungsziele der Lissabon-Stra-
tegie, kritisierten aber die Einsei-
tigkeit der hierfür eingesetzten Mit-
tel.

In einer am 15. März angenom-
men Entschließung einigte sich
das Europäische Parlament auf die
Forderung nach einer raschen
Umsetzung der nationalen Re-
formprogramme, die Notwendig-
keit einer „europäischen Investiti-
onsstrategie“ und einer Vollen-
dung des Binnenmarkts in vollem
Umfang einschließlich der Ann-
nahme der (immer noch umstrit-
tenen) Dienstleistungsrichtlinie.
Darüber dürfe jedoch die soziale
Dimension nicht zu kurz kommen.
Außerdem sprachen sich die Ab-
geordneten für eine Verlagerung
der Steuerlast weg vom Faktor Ar-
beit und hin auf die „Verwendung
von Ressourcen“ aus. Der Sozial-
staat sei – unter anderem in Rich-

tung auf „Flexicurity“ - zu moder-
nisieren, das aktive Altern zu för-
dern und Hindernisse abzubauen,
die einem Anstieg der Geburten-
rate entgegenstehen.

Mehr Rechte für Behinderte bei
Flugreisen

In erster Lesung einigten sich das
Europäisches Parlament und Eu-
ropäische Kommission auf einen
gemeinsamen Vorschlag für eine
Verordnung, die Behinderten und
Personen mit eingeschränkter Mo-
bilität mehr Rechte bei Flugreisen
bringen. Betroffen sind mehr als
10 Millionen Menschen (Blinde,
Sehbehinderte, Taube, Schwerhö-
rige und Personen mit geistiger
Behinderung). Die Verordnung gilt
für Flughäfen mit mehr als
150.000 Passagieren pro Jahr. Sie
regelt ausdrücklich, dass notwen-
dige Hilfeleistungen sich nur auf
mit dem Flug unmittelbare zusam-
menhängende Situationen erstrek-
ken. Anreisen zum Flughafen oder
der Transfers am Ankunftsort sind
nicht eingeschlossen. Somit um-
fassen notwendige Leistungen den
Transport vom Abfertigungsschal-
ter zum Flugschalter, die Erledi-
gung der Abfertigung, das Bestei-
gen und Verlassen des Flugzeuges,
den Gang zur Toilette, die Abfer-
tigung aller notwendigen Ausrü-
stungen, wie zum Beispiel Roll-
stühle (Voranmeldung 48 Stunden
und genügend Platz an Bord vor-
ausgesetzt ). Die notwendigen Lei-
stungen sind unmittelbar kosten-
los zur Verfügung zu stellen. Der
Ministerrat wird die Verordnung
voraussichtlich noch in diesem
Frühjahr verabschieden. Ein näch-
ster Schritt im Rahmen von bar-
rierefreiem Reisen wird die Einbe-
ziehung des grenzüberschreitenden
Bahnverkehrs sein.

Europäische Kommission

Sozialschutz und Soziale
Eingliederung 2006

Der am 13. Februar von der Kom-
mission in Form einer Mitteilung
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herausgegebene „Gemeinsame Be-
richt über Sozialschutz und Sozia-
le Eingliederung 2006“ (KOM/
2006/62) ist der zweite dieser Art
nach der Vorlage des ersten Ge-
meinsamen Berichts im Jahr 2003.
Er beschreibt die Fortschritte und
Ergebnisse der Mitgliedstaaten bei
der Anwendung der Offenen Me-
thode der Koordinierung (OMK)
in den Bereichen soziale Eingliede-
rung, Rente und Gesundheit. Er
beruht vor allem auf den im Jahr
2005 eingegangenen Berichten der
Mitgliedstaaten im Rahmen des
gestrafften Prozesses der OMK:
Nationale Aktionspläne (NAP) auf
dem Gebiet „Eingliederung“, Na-
tionale Strategieberichte auf dem
Gebiet „Rente“, „Nationale Ab-
sichtserklärungen“ im Bereich Ge-
sundheitsversorgung und Langzeit-
pflege sowie den auf Wirtschafts-
wachstum und Beschäftigung aus-
gerichteten Nationalen Reform-
programmen (NRP) im Rahmen
der Lissabon-Strategie.

Der Bericht nennt die drei großen
Herausforderungen, die nach Auf-
fassung der Kommission den
Handlungs- und Reformbedarf des
Sozialschutzes prägen: der globale
Wettbewerb, die neuen Technolo-
gien und die alternde Bevölke-
rung. Es folgt eine etwas chaoti-
sche und wenig lesenswerte Analy-
se des Zielerreichungsgrades der
„drei übergreifenden Ziele“ für die
Politik im Bereich Sozialschutz
und Soziale Eingliederung. Quel-
le dieses unglücklichen Versuchs
einer ganzheitlichen Analyse ist
bereits die verunglückte Abfassung
dieser übergeordneten Ziele. Eine
Straffung lässt sich eben nicht
schon dadurch erzielen, dass man
komplexe Zusammenhänge und
Fragen künstlich in drei Schubla-
den packt. Allein das Öffnen die-
ser Schubladen schafft noch keine
Ordnung. Man kann diesen zwei-
ten Teil dieses Berichts daher ge-
trost überblättern, zumal alle dort
formulierten wesentlichen Gedan-
ken und Positionen im Dritten
Teil erneut auftauchen, diesmal

„sortiert“ nach den „traditionel-
len“ Bereichen Soziale Eingliede-
rung, Rente, Gesundheit und Ar-
beitsmarkt – ohne dabei Interde-
pendenzen aus dem Auge zu ver-
lieren.

Nur wenig zufrieden ist die Kom-
mission mit den Ergebnissen der
Mitgliedstaaten bei der Bekämp-
fung von Armut und Ausgrenzung.
Dies wird zwar auch mit der meist
recht bescheidenen Wirtschaftslei-
stung erklärt. Im Vordergrund
steht jedoch die Behauptung einer
„Umsetzungslücke“ zwischen den
eingegangenen Verpflichtungen der
Mitgliedstaaten und den politi-
schen Anstrengungen, die zur Ver-
wirklichung dieser Ziele unternom-
men worden sind. Vor allem drei
Schwerpunkte werden ausge-
macht: Bewältigung der Zuwande-
rung, steigende Kosten für Ge-
sundheitsversorgung und der Be-
darf an erschwinglichen Betreu-
ungsangeboten für Kinder und
Pflegebedürftige. Als „Politikemp-
fehlung“ gibt die Kommission den
Mitgliedstaaten vor allem den Fo-
kus auf die Bekämpfung von Kin-
der- und familiärer Armut sowie
auf eine bessere Integration der eth-
nischen Minderheiten mit auf den
Weg.

Der Bereich „Renten“ steht aus
Sicht der Kommission voll im Zei-
chen der Verlängerung der Lebens-
arbeitszeit. Fast alle Reforman-
strengungen der Mitgliedstaaten
werden an diesem Maßstab gemes-
sen, wie die Koppelung der Lei-
stungsansprüche an die Beitrags-
zahlungen, die Berücksichtigung
der weiteren Lebenserwartung bei
der Rentenberechnung oder Ab-
schläge im Fall eines früheren Ru-
hestandes. Diese Verlängerung der
Lebensarbeitszeit soll – in Verbin-
dung mit mehr privater Vorsorge
- ein „angemessenes“ Ruhestands-
einkommen ermöglichen. Trotz
der wachsenden Bedeutung priva-
ter Pensionsfonds sollten aber
auch in Zukunft die öffentlichen
Umlagensysteme die Hauptrenten-
quelle darstellen. Flankierend müs-

sen, so die Kommission, Arbeits-
marktreformen die Beschäftigungs-
fähigkeit älterer Menschen verbes-
sern. In einem gewissen Kontrast
zur Forderung nach mehr Beitrags-
äquivalenz steht allerdings der
gleichzeitig vorgetragene Wunsch
der Kommission, bei der „Moder-
nisierung“ der Rentensysteme neue
Arbeitsformen und (kindererzie-
hungsbedingte) Berufspausen zu
berücksichtigen.

Im Bereich „Gesundheit“ werden
nach wie vor Zugangsprobleme
und Ungleichheiten ausgemacht.
Die finanzielle Tragfähigkeit soll
vor allem durch eine Erhöhung
von Effizienz und Effektivität si-
chergestellt werden; daneben wer-
den in einer Kostenbeteiligung der
Patienten und einem regulierten
Wettbewerb Chancen für Kosten-
einsparungen und Qualitätsgewin-
ne gesehen. Ferner bleibe im Be-
reich Langzeitpflege vor dem Hin-
tergrund der demografischen Alte-
rung noch vieles zu tun.

Im Bereich der Beschäftigungspo-
litik („Lissabon überarbeitet“) for-
dert die Kommission insbesonde-
re die Schaffung von Beschäfti-
gungsmöglichkeiten für ausgegrenz-
te und von Ausgrenzung bedroh-
te Bevölkerungsgruppen, wie allein
erziehende Eltern, ethnische Min-
derheiten und Behinderte.

Perspektivisch und bereichsüber-
greifend wird die Notwendigkeit
von Indikatoren zur Bewertung der
Effektivität und Effizienz der Sozi-
alschutzsysteme betont sowie die
Notwendigkeit eines langfristig aus-
gerichteten Ansatzes, der zu einem
„ausgewogenen Verhältnis zwi-
schen staatlichen Leistungen und
Eigenverantwortung der Bürger“
gelangt. Bei der Suche und nach
einem solchen Ansatz kann Euro-
pa gewiss wertvolle Dienste lei-
sten. Ob das Ergebnis allerdings
eine europäische Modell-Mono-
kultur sein wird, entworfen am
Reißbrett der Brüsseler Bürokratie
und einer „globalen Governance“,
darf bezweifelt werden.
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Novellierung der Beihilfenkontrolle

Als Ergebnis einer entsprechenden
Konsultation über die Zukunft
der Beihilfenkontrolle fühlt sich
die Europäische Kommission in
ihren Reformabsichten bestätigt.
Sie hatte ihre Absichten im Juni
2005 in dem 5-jährigen Aktions-
plan „Staatliche Beihilfen“ veröf-
fentlicht. Schwerpunkt ist ein
schnelleres Genehmigungsverfah-
ren mit gelockerten Anmelde-
pflichten. Kehrseite ist freilich das
Risiko, dass sich eine Beihilfe hin-
terher als unzulässig herausstellt
und zurückgezahlt werden muss.
Die Kommission möchte sich aber
in Zukunft auf die wirklich
schwerwiegenden Verletzungen
konzentrieren können. Gleichzeitig
verfolgt die Kommission die Stra-
tegie, die Beihilfen insgesamt abzu-
senken, auf bestimmte Bereiche zu
fokussieren, nur noch bei „Markt-
versagen“ zu tolerieren und im
Übrigen eine Zielerreichungskon-
trolle auf europäischer Ebene ein-
zuführen. Gerade die beiden letzt-
genannten Gesichtspunkte stoßen
in Deutschland jedoch auf Skep-
sis. Bis zum Sommer will die Kom-
mission neue Beihilfe-Leitlinien
für Risikokapital, Forschung und
Entwicklung sowie Innovation vor-
legen. Außerdem sollen die De-
minimis-Regeln angepasst werden;
angedacht ist die Erhöhung der
Geringfügigkeitsschwelle von
100.000 EUR auf 150.000 EUR.

Staatliche Unterstützung von
Ruhestandssystemen als Beihilfe?

Die Griechische Telekommunika-
tions-Organisation (OTE) hat ei-
nen freiwilligen Vorruhestands-
plan für ihre Mitarbeiter aufgelegt,
der wegen des speziellen, beamten-
ähnlichen Status der Mitarbeiter
erheblich günstiger zu finanzieren
ist als ein vergleichbarer Abfin-
dungsplan in der Privatwirtschaft.
Griechenland, welches nur mit
4% an der Gesellschaft beteiligt,
ist, beteiligt sich wegen dieses Sta-
tus offenbar an den Kosten des
Plans in erheblich höherem Maße

als ein privater Anteilseigner in ver-
gleichbarer Situation. Die europäi-
sche Kommission hat daher gegen
Griechenland wegen der Gewäh-
rung unerlaubter Beihilfen das Ver-
tragsverletzungsverfahren eröffnet,
zumal sie den Verdacht hat, dass
die Zuwendungen den wegen des
Sonderstatus der Mitarbeiter ei-
gentlich geschuldeten Betrag über-
steigen. Außerdem behauptet die
Kommission, OTE erhalte weite-
re Beihilfen in Form einer Aus-
nahme von Beitragspflichten zur
Arbeitslosenversicherung und von
Rentenverpflichtungen, welche im
Falle ihrer Erfüllung der Gesell-
schaft erhebliche Kosten verursa-
chen würden. Wettbewerbs-Kom-
missarin Neelie Kroes erläuterte
hierzu, die Kommission sei sich
bewusst, dass ein Ausgleich gefun-
den werden müsse zwischen den
besonderen Belangen ehemaliger
Monopolisten in einem nunmehr
liberalisierten Markt und dem Be-
dürfnis fairer Wettbewerbsbedin-
gungen für alle.

Neuer Rechtsrahmen für
Investmentfonds

Die Kommission hat das Ergebnis
ihrer Konsultation zur Verbesse-
rung des Rechtsrahmens für Anla-
gegeschäfte vorgelegt. Im Vorder-
grund stehen hierbei „alternative“
Anlageformen wie etwa Hedge-
Fonds. Immerhin wird einem
„wirksamen Binnenmarkt“ für In-
vestmentfonds eine entscheidende
Bedeutung für eine bessere Alters-
versorgung beigemessen, da diese
Fonds einen immer größeren An-
teil an diesem Geschäft haben wer-
den. Das deutsche Bundesfinanz-
ministerium hat sich klar für eine
EU-weite Regelung ausgesprochen,
während der Bundesrat gegen ein
einseitiges europäisches Vorgehen
eintritt und gleich eine internatio-
nale Regelung fordert, ebenso wie
der Präsident der Europäischen
Zentralbank Claude Trichet. Die
Kommission wird nun prüfen, ob
und welche weiteren Rechtset-
zungsschritte erforderlich sind und

die Ergebnisse in einem für den
Herbst geplanten Weißbuch veröf-
fentlichen. Binnenmarktkommis-
sar Charly McGreevy hat die
Marschroute schon angedeutet:
Jede „Überregulierung“ soll ver-
mieden werden.

Gemeinsam mit den Menschen über
Europa diskutieren

Die Europäische Kommission hat
am 1. Februar ihr Weißbuch zur
europäischen Kommunikations-
politik verabschiedet. Kommissi-
onsvizepräsidentin Margot Wall-
ström sagte: ”Kommunikation ist
zunächst und in erster Linie eine
Frage der Demokratie. Die Men-
schen haben ein Recht darauf zu
erfahren, was die EU tut und wo-
für sie steht. Darüber hinaus ha-
ben sie ein Recht darauf, voll und
ganz in das europäische Einigungs-
werk einbezogen zu werden“. Die
Kommunikation über Europa sei
nicht nur eine „Brüsseler Angele-
genheit“. Die EU-Organe und die
Mitgliedstaaten müssten ihre An-
strengungen bündeln. Die Euro-
päische Union wäre zwar als poli-
tisches Vorhaben erfolgreich, hät-
te jedoch noch nicht Eingang in
die Herzen und Köpfe der Men-
schen gefunden. Mit dem Weiß-
buch reagiert die Europäische
Kommission auf diese Herausfor-
derung und legt die Grundlage für
eine Kommunikationspolitik der
Europäischen Union. Das Weiß-
buch stützt sich auf den im Juli
2005 angenommenen Aktions-
plan für Kommunikation, in dem
die Europäische Kommission ihre
Maßnahmen zur Reform ihrer ei-
genen Kommunikationstätigkei-
ten, zur Annäherung an den Bür-
ger und zur besseren Berücksichti-
gung ihrer Anliegen darlegt.
Hauptziel ist es, alle wichtigen
Akteure (Gemeinschaftsorgane
und -institutionen, Mitgliedstaa-
ten, regionale und lokale Behör-
den, politische Parteien und die
Bürgergesellschaft) zu mobilisie-
ren. In erster Linie kommt es dar-
auf an, das Bewusstsein zu wecken
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und das Engagement zu fördern.
Es sind fünf Bereiche für gemein-
same Maßnahmen festgelegt: Fest-
legung gemeinsamer Grundsätze
für Kommunikationsmaßnahmen
zu europäischen Fragen, Ermäch-
tigung der Bürger, Zusammenar-
beit mit Medien und neuen Tech-
nologien, Kenntnis der öffentli-
chen Meinung sowie partnerschaft-
liche Zusammenarbeit. Eine ent-
sprechende Konsultation läuft bis
Ende Juli 2006. Darin werden
Unionsbürger und Betroffene um
Stellungnahmen gebeten. Erst
nach Abschluss der Konsultations-
phase äußert sich die Europäische
Kommission und erarbeitet mit
den betroffenen Parteien entspre-
chende Aktionspläne. Für die öf-
fentliche Anhörung wurde eigens
die folgende mehrsprachige Web-
seite eingerichtet:
http://europa.eu.int/comm/
communication_white_paper/
index_de.htm

Europäischer Unterstützungsfonds

Um unvorhersehbare Folgen der
Globalisierung für Arbeitnehmer
abzufedern, will die Europäische
Kommission jährlich bis zu einer
halben Milliarde EUR einsetzen.
Der neue Globalisierungsfonds,
den die Europäische Kommission
am 1. März präsentierte, solle be-
weisen, dass sich die EU um die
einzelnen Arbeitnehmer kümmere
und nicht nur für die Globalisie-
rung der Wirtschaft eintrete, er-
klärte EU-Kommissionspräsident
José Manuel Barroso. Nach einem
Beschluss der EU-Staats- und Re-
gierungschefs soll der neue „Euro-
päische Fonds für die Anpassung
an die Globalisierung“ (EGF) im
Zeitraum von 2007 bis 2013 mit
nicht abgerufenen EU-Haushalts-
mitteln ausgestattet werden. Der
Fonds, dessen konkrete Umset-
zung von der Europäischen Kom-
mission vorgeschlagen wurde, wird
eine einmalige, zeitlich befristete
individuelle Unterstützung für spe-
ziell zugeschnittene Dienstleistun-
gen bieten. Dadurch will man zum

Beispiel von der Globalisierung
betroffenen Arbeitskräften mit in-
dividuellen Einkommens-Beihil-
fen, Umschulung oder konkreter
Unterstützung bei der Arbeitsuche
helfen. Kein Geld gibt es jedoch
bei Arbeitsplatzverlagerungen in-
nerhalb der EU.

Vertragsverletzungsverfahren
wegen Verstoßes

gegen Tabakwerbeverbot

Auf weitgehende Verbote für Ta-
bakwerbung in den Printmedien,
Radio und Internet sowie bei
grenzüberschreitend beachteten
Ereignissen wie Sportveranstaltun-
gen hatten sich die Mitgliedstaaten
in Form einer seit dem Jahr 2003
geltenden Richtlinie verständigt
(2003/33/EG). Diese wurde von
Deutschland und Luxemburg bis-
lang allerdings nicht in nationales
Recht umgesetzt. Dies hätte bis
Ende Juli 2005 geschehen müs-
sen. Hierfür droht beiden Mit-
gliedstaaten nun ein Verfahren vor
dem Europäischen Gerichtshof
(EuGH). Am 1. Februar hat die
Kommission Deutschland und
Frankreich eine „begründete Stel-
lungnahme“ zugeleitet, woraufhin
diese innerhalb von zwei Monaten
die Übereinstimmung mit den
Bestimmungen der Richtlinie her-
stellen müssen. Andernfalls kann
die Kommission den EuGH mit
der fehlenden Rechtsumsetzung
befassen. Stellt dieser verbindlich
fest, dass die betreffenden Mit-
gliedstaaten die Rechtsvorschriften
der Richtlinie nicht in nationales
Recht umgesetzt haben, kann er
auf Vorschlag der Kommission
Geldbußen festsetzen. Markos
Kyprianou, Kommissar für Ge-
sundheit und Verbraucherschutz,
verweist auf die verheerenden Fol-
gen verherrlichender, glamouröser
Tabakwerbung insbesondere für
Jugendliche und appelliert an die
Länder, die Gesundheit der euro-
päischen Bürger durch Einhaltung
der Richtlinie zu schützen. Die
Kommission lässt gleichzeitig in
den anderen Mitgliedstaaten die
ordnungsgemäße Umsetzung der

Tabakrichtlinie überprüfen, denn
bisher haben lediglich zwölf Mit-
gliedstaaten die Umsetzung vollzo-
gen (Österreich, Belgien, Däne-
mark, Frankreich, Estland, Italien,
Lettland, Litauen, Malta, Nieder-
lande, Polen, Slowenien). Hinge-
gen haben Finnland, Irland, Por-
tugal und Großbritannien umfang-
reiche Tabakwerbeverbote ausge-
sprochen, jedoch die Kommission
nicht informiert, inwieweit die
einzelstaatliche Gesetzgebung mit
den Bestimmungen der Richtlinie
korrespondiert. Die Kommission
kündigte an, gegen unzulässige
Ausnahmeregelungen und Freistel-
lungen konsequent vorzugehen.

Komplizierte Verhandlungen über
EU-Zahlungsraum

Mit einem neuen Richtlinienvor-
schlag zum EU-Zahlungsraum
stößt die Kommission  nicht über-
all auf Gegenliebe. Ziel der Maß-
nahme sei eine weitere Erleichte-
rung und spürbare Verbilligung für
eine Vereinheitlichung des Zah-
lungsverkehrs in der Union. Nach
Auffassung der Kommission beste-
hen in den Mitgliedstaaten derzeit
enorme Leistungs- und Preisunter-
schiede. So lägen die Überwei-
sungsgebühren im teuersten Mit-
gliedstaat um ein Achtfaches über
der Gebühr in dem Land mit dem
leistungsfähigsten System. Im Zen-
trum des Vorschlages stehen u.a.
die Einrichtung einer neuen auf-
sichtsrechtlichen Zulassungskate-
gorie als „Zahlungsinstitut“, sowie
die teilweise heftig bekämpfte For-
derung nach Zahlung innerhalb ei-
nes Arbeitstages. Das Vorhaben
soll alle elektronischen Transaktio-
nen unter 50.000 EUR in jeder
beliebigen Währung erfassen, bei
denen mindestens einer der betei-
ligten Zahlungsdienstleister in der
EU ansässig ist. Die Kreditbran-
che bemängelt unter anderem, dass
einige Regelungen „nichts“ mit
dem Abbau von Hürden für den
Zahlungsverkehr“ zu tun hätten.
Außerdem gäbe es „unausgewoge-
ne“ Haftungsregelungen. Auch
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wird die Einbeziehung von Dritt-
landswährungen und Überweisun-
gen in Drittländer beanstandet.
Allgemein beklagen Unternehmen
und Verbände „ausufernde Infor-
mationspf lichten“. Zusätzliche
Komplikationen ergeben sich
möglicherweise aus dem Um-
stand, dass der im EP zuständige
Berichterstatter, der Franzose Jean-
Paul Gauzes im Nebenberuf Direk-
tor bei dem französischen Finanz-
dienstleister DexiaCredit Local
sein soll.  Verbrauchervertreter se-
hen damit die „erforderliche Un-
abhängigkeit“ als nicht gegeben an.
Nach einem ersten Dialog im
März ist die Abstimmung über den
Gauzes-Bericht im Ausschuss für
den Monat Juni vorgesehen.

Europäischer Gerichtshof

Generalanwalt: „Keine
Reisekostenerstattung bei

Auslandbehandlung“

Im Verfahren Manuel Acereda
Herrera gegen das spanische, öf-
fentliche Sozialversicherungssystem
Servicio Cántabro de Salud (C-
466/04) geht es um die Frage, ob
die Genehmigung einer Auslands-
behandlung nach Artikel 22 der
Verordnung über die soziale Si-
cherheit von Arbeitnehmern
(EWG 1408/71) auch beinhaltet,
dass die mit der Behandlung anfal-
lenden Reise, Unterbringungs- und
Verpflegungskosten erstattet wer-
den müssen. Ausgangspunkt des
Verfahrens ist,, dass Herr Herrera
mit einem gültigen Krankenschein
E 112 mehrfach von Spanien nach
Frankreich reiste, um sich in ei-
nem Pariser Krankenhaus umfas-
send und angemessen behandeln
zu lassen. Aufgrund seines schlech-
ten Gesundheitszustandes wurde
er dabei von einem Familienange-
hörigen begleitet. Hierdurch ent-
standen Kosten für Unterkunft,
Reise und Verpflegung in Höhe
von fast 20.000 EUR die Herr
Herrera von seinem spanischen
Träger erstatt haben wollte und
welche dieser ablehnte.Das vorle-
gende spanische Gericht will nun

vom EuGH wissen, ob die EWG-
Verordnung 1408/71 dahinge-
hend auszulegen ist, dass mit der
Genehmigung der Behandlung im
Ausland auch die damit verbunde-
nen zusätzlichen Kosten durch den
Träger übernommen werden müs-
sen. Unter verweis auf das Urteil
des EuGH im Fall Leichtle (C-08/
02) beantwortet der Generalan-
walt in seinen Schlussantrag diese
Frage mit einem eindeutigen nein.
„Die Ansprüche einer Person auf
Gesundheitsfürsorge während ei-
nes vorübergehenden Aufenthalts
in einem anderen Mitgliedstaat
sind begrenzt. Die Bestimmungen
der Verordnung 1408/71 decken
nicht den Aspekt von zusätzlichen
Kosten wie Reise-, Aufenthalts-
und Verpflegungskosten, die im
Zusammenhang mit medizinischer
Behandlung im Ausland entstehen
ab“, so der Generalanwalt. „Zu-
dem“, so führt er weiter aus, „re-
gelt der durch Artikel 22 in Ver-
bindung mit Artikel 36 der Ver-
ordnung geschaffene Mechanismus
nur die Kosten der medizinischen
Behandlung, die unmittelbar zwi-
schen den Trägern zu den im Mit-
gliedstaat der Behandlung gelten-
den Sätzen erstattet werden. Die
Erstattung zusätzlicher Kosten re-
gelt sich daher nach nationalem
Recht.“

Folgt der Gerichtshof dem Schlus-
santrag des Generalanwaltes, so
bleibt es weiterhin bei der natio-
nalen Kompetenz, wie mit Reise-
und Verpflegungskosten umgegan-
gen wird. Erstattet ein System
grundsätzlich oder unter bestimm-
ten Voraussetzungen diese Kosten
bei einer Inlandsbehandlung, dann
muss es sie auch bei einer geneh-
migten Auslandsbehandlung unter
sonst gleichen Voraussetzungen er-
statten. Gibt es eine entsprechen-
de Regelung nicht, so muss der
nationale Träger der sozialen Si-
cherheit diese Kosten auch nicht
übernehmen. Unbeschadet dessen,
kann ein Mitgliedstaat auch Rege-

lungen einführen, aus denen der
Versicherten einen Rechtsan-
spruch ableiten kann.

Export von Renten

In dem Vorabentscheidungsersu-
chen in der Rechtssache Doris Ha-
belt gegen Deutsche Rentenversi-
cherung Bund möchte das SG Ber-
lin wissen, ob die Nicht-Exportier-
barkeit von Rentenleistungen aus
Reichsgebiets-Beitragszeiten mit
dem  EG-Vertrag vereinbar ist.
Zwar ist das Exportverbot im An-
hang VI.D. Deutschland Nr. 1 zur
VO 1408/71 statuiert. Das Ge-
richt hat aber Zweifel, ob diese se-
kundärrechtliche europäische Re-
gelung mit höherrangigem euro-
päischem Primärrecht vereinbar
ist, insbesondere dem Freizügig-
keitsgebot und dem Leistungsex-
portgebot des Art. 42 EG (Rs. C-
396/05 und C-419/05).

Entscheidungen des EuGH zur
Gewährung von Familienleistungen

In den Rechtssachen Dodl/Ober-
hollenzer (Az. C-543/03) vom 7.
Juni 2005 und Ursula Weide (Az.
C-153/03) vom 7. Juli 2005 ur-
teilte der EuGH über die Gewäh-
rung von Familienleistungen. Die
Klägerinnen Dodl/Oberhollenzer
beanspruchten die Zahlung von
Kinderbetreuungsgeld durch die
Tiroler Gebietskrankenkasse. Beide
Klägerinnen sind in Österreich be-
schäftigte österreichische Staats-
bürgerinnen, die jedoch in
Deutschland leben. Die Partner
der Klägerinnen sind deutsche
Staatsangehörige und gehen in
Deutschland einer Vollbeschäfti-
gung nach. Von entscheidender
Bedeutung in diesen Fällen war
zunächst, ob die Klägerinnen „Ar-
beitnehmer“ im Sinne der VO
1408/71 sind, wodurch die Kläge-
rinnen in den persönlichen An-
wendungsbereich der Verordnung
fallen. Darauf basierend war klä-
rungsbedürftig, welcher Mitglied-
staat für die Gewährung der in Fra-
ge stehenden Familienleistung zu-
ständig sei. Der EuGH stellte im
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Ausgangsverfahren aufgrund unter-
schiedlicher Anspruchsvorausset-
zungen Ansprüche auf die Famili-
enleistungen sowohl für Öster-
reich als auch für Deutschland
fest. Die Situation war daher nach
den „Antikumulierungs“-Vorschrif-
ten zu beurteilen, nämlich nach
Art. 76 der VO 1408/71 und Art.
10 der VO 574/72. Im Ergebnis
war die Leistung letztlich durch
Deutschland zu gewähren.

Im Fall Weide begehrte die in
Deutschland wohnhafte und in
Luxemburg berufstätige Klägerin
die Zahlung von Erziehungsgeld
nach Bundeserziehungsgeldgesetz.
Unter Anwendung der bereits im
Fall Dodl/Oberhollenzer herange-
zogenen Grundsätze wird der nach
dem Recht Luxemburgs bestehen-
de Anspruch in Höhe der deut-
schen Erziehungsgeldleistungen
verdrängt.

Generalanwalt will Cressons Rente
halbieren

Wenngleich die Schlussanträge des
Generalanwalts keine Bindungs-
wirkung für den EuGH haben,
folgt der Gerichtshof diesen erfah-
rungsgemäß doch überwiegend.
So möglicherweise auch in der
Frage der Rentenansprüche der
ehemaligen französischen EU-
Kommissarin Edith Cresson. Vor-
geworfen werden Cresson Pflicht-
verletzung und Günstlingswirt-
schaft in ihrer Amtszeit von 1995
bis 1997 als Kommissarin für For-
schung und Entwicklung. Ihre
Rentenansprüche sollen nach Auf-
fassung des Generalanwalts des
EuGH, Leendert A. Geelhoed,
um 50% gekürzt werden. Auf-
grund der schweren Vorwürfe
wird selbst eine komplette Ab-
erkennung der Ruhegehaltsansprü-
che in Erwägung gezogen. Das Ver-
halten der Kommissarin führte
letztlich im März 1999 zum ge-
schlossenen Rücktritt der gesam-
ten Kommission unter ihrem lu-
xemburgischen Präsidenten Jac-
ques Santer.

Entsendung von Nicht-EU-Bürgern

Der Europäische Gerichtshof
(EuGH) hat am 19. Januar 2006
einer Klage der Europäischen
Kommission stattgegeben, wonach
die restriktive Behandlung von
Nicht-EU-Bürgern, die aus einem
anderen EU-Staat nach Deutsch-
land zum Arbeiten entsandt sind,
gegen EU-Recht verstößt. Konkret
urteilten die Richter, dass die
deutsche Regelung unverhältnis-
mäßig sei und im Widerspruch
zum freien Dienstleistungsverkehr
stehe. Damit habe die Bundesre-
publik Deutschland gegen ihre Ver-
pflichtungen aus Artikel 49 EG-
Vertrag verstoßen. Kritisiert wird
das deutsche Recht, nach dem
Ausländer aus Drittstaaten, die
von einem Unternehmen aus ei-
nem anderen EU-Staat entsandt
werden und für länger als drei
Monate in der Bundesrepublik ar-
beiten, eine besondere Aufent-
haltsgenehmigung benötigen. Un-
ter anderem müssen die entsand-
ten Beschäftigten zuvor mindestens
schon ein Jahr bei ihrem Unter-
nehmen in dem anderen Mitglied-
staat beschäftigt sein. Diese Be-
stimmungen gehen laut EuGH
weit über das zur Verhinderung
von Missbrauch erforderliche Maß
hinaus. Deutschland muss das Ge-
setz nun entsprechend ändern. (AZ
C-244/04)

EuGH-Urteil zur Vergabe
öffentlicher Dienstleistungen

Die Beurteilung, ob ein Unterneh-
men seine Steuer- und Sozialbei-
tragspflichten verletzt hat und da-
her von einem Verfahren zur Ver-
gabe öffentlicher Dienstleistungen
ausgeschlossen werden darf, rich-
tet sich nach nationalem Recht.
Das geht aus einem Urteil hervor,
dass der Europäische Gerichtshof
(EuGH) im Februar 2006 gefällt
hat. Nach europäischem Recht
dürfen Dienstleistungserbringer
vom Vergabeverfahren für öffentli-
che Dienstleistungen ausgeschlos-

sen werden, wenn sie nicht ihrer
Pflicht nachkommen, Sozialbei-
träge und Steuern abzuführen.

Im konkreten Fall hatte das italie-
nische Verteidigungsministerium
drei Unternehmen vom Vergabe-
verfahren für einen Bewirtschaf-
tungsauftrag ausgeschlossen. Die
Begründung: Die Unternehmen
hätten ihre Sozialversicherungsbei-
träge bzw. Steuern nicht rechtzei-
tig gezahlt. Die Unternehmen
fochten diese Entscheidung an. Sie
rechtfertigten dies damit, dass sie
ihren Zahlungsrückstand noch
während des Verfahrens bereinigt
hätten. Die EuGH-Richter ent-
schieden nun, dass die Mitglied-
staaten Fristen setzen dürfen, in-
nerhalb derer Teilnehmer an Ver-
gabeverfahren für öffentliche
Dienstleistungs-Aufträge noch aus-
stehende Steuern oder Sozialbei-
träge zahlen müssen. Diese Frist
sei mit absoluter Gewissheit zu
bestimmen und öffentlich bekannt
zu geben. Ein Bewerber habe sei-
ne Verpflichtungen dann erfüllt,
wenn er die entsprechenden Zah-
lungen innerhalb dieser Frist voll-
ständig geleistet habe. Andernfalls
müsse er innerhalb derselben Frist
nachweisen können, dass er Begün-
stigter von Maßnahmen einer
Steueramnestie oder der steuerli-
chen Milde ist, wie sie im natio-
nalen Recht vorgesehen sind, oder
einer mit der Verwaltung getroffe-
nen Vereinbarung ist oder dass er
einen Rechtsbehelf eingelegt hat.
Nationale Rechtsvorschriften, die
davon ausgehen, dass ein Bewerber
in diesen Fällen seine Verpflich-
tungen erfüllt hat, sind den Rich-
tern zufolge mit dem Gemein-
schaftsrecht vereinbar (Urteil des
Gerichtshofes in den verbundenen
Rechtssachen C-226/04 und C-
228/04.)

Europäische Gruppierungen

Neue hochrangige EU-Gruppe

Am 28. Februar hat sich die neue
hochrangige Gruppe für Wettbe-
werbsfähigkeit, Energie und Um-



Seite 12

3/2006

welt erstmals getroffen. Die Exper-
tengruppe besteht aus vier Kom-
missaren (Verheugen, Kroes,
Piebalgs und Dimas), vier Ratsmit-
gliedern, vier EP-Abgeordneten
(die noch nicht nominiert wur-
den) und Vertretern der Wirt-
schaft, von NGOs und akademi-
schen Einrichtungen. Beim ersten
Treffen einigten sie sich auf ihre
Arbeitsmethoden und vier The-
menbereiche, die angegangen wer-
den sollen: Funktionsweise der
Energiemärkte, EU-Emissionshan-
del und seine Überprüfung, Wett-
bewerbsfähigkeit der energieinten-
siven europäischen Wirtschafts-
zweige, Energieeffizienz. Von vielen
Organisationen wurde das Treffen
zum Anlass genommen, der Grup-
pe ihre Unterstützung auszuspre-
chen. Der Arbeitgeberverband
UNICE und der Verband europäi-
scher Chemikalienhersteller Cefic
begrüßten die Initiative und sag-
ten, sie seien mit den Arbeitsme-
thoden und dem Prozess einver-
standen. John Monks, Chef des
Europäischen Gewerkschaftsbun-
des (EGB) sagte, Europa brauche
eine kohärente Energiepolitik. Die
Entstehung eines Oligopols im
Energiebereich berge Risiken. Er
verwies damit auf jüngste Über-
nahmeversuche und Fusionen in
Frankreich (Gaz de France, Suez
und ENEL) und Spanien (Endesa
und E-ON). Die hochrangige
Gruppe für Wettbewerbsfähigkeit,
Energie und Umwelt ist, seit ihre
Zusammensetzung bekannt wurde,
aber auch heftig unter Beschuss
geraten. Nichtregierungsorganisa-
tionen und auch Mitglieder des
Europäischen Parlaments kritisie-
ren sie als „unausgewogen“, da In-
dustrie, Energiegroßabnehmer und
große Energiekonzerne überreprä-
sentiert seien. Es wird ein höchstes
Maß an Transparenz gefordert. In
einer gemeinsamen Erklärung des
Europäischen Umweltbüros
(EUB) und WWF heißt es, sie
könnten sich nicht von vorne her-
ein darauf festlegen, dass sie dem
Prozess und seinem Ausgang zu-

stimmen würden. Die Arbeit der
Gruppe dürfe die üblichen Ent-
scheidungswege der EU nicht er-
setzen oder in sie eingreifen. Die
Gruppe sei sehr politisch, obgleich
sie dem Anschein nach eher tech-
nisch sei. Tagesordnungen, Präsen-
tationen, Protokolle und sämtli-
che Bericht der Gruppe sollten der
Öffentlichkeit im Internet zugäng-
lich gemacht werden.

EURES veröffentlicht EU-weite
Stellenangebote

Zum Auftakt des „Europäischen
Jahres der Arbeitnehmermobili-
tät“ hat EURES („EURopean Em-
ployment Services“) am 20. Febru-
ar eine neue „Job search“- Websei-
te vorgestellt. EURES ist ein Ko-
operationsnetz, dem die Europäi-
sche Kommission, die öffentlichen
Arbeitsverwaltungen der Länder
des Europäischen Wirtschafts-
raums (EWR) und der Schweiz
sowie andere nationale und regio-
nale Akteure wie Gewerkschaften
und Arbeitgeberverbände angehö-
ren. Die Webseite von EURES
enthält ca. eine Million EU-weite
Stellenangebote. Der Präsident der
Kommission, José Manuel Barro-
so, EU-Kommissar Vladimír Špid-
la sowie der österreichische Bun-
desminister für Wirtschaft und
Arbeit, Martin Bartenstein, nah-
men an der Eröffnungskonferenz
am 14. Februar zum Thema „Mo-
bilität der Arbeitnehmer: ein
Recht, eine Möglichkeit, eine
Chance?“ in Brüssel teil. Das Mo-
bilitätsjahr soll dazu beitragen,
Bewusstsein und Verständnis für
den Nutzen einer Auslandstätig-
keit und/oder einer neuen Be-
schäftigung zu wecken, und die
Unterstützungsmöglichkeiten der
EU verdeutlichen. Die genannte
Webseite ist zu finden unter
http://europa.eu. int/eures/
home.jsp?lang=de

Eurovision im Dienst der Gesundheit

Unter Bezugnahme auf den gro-
ßen Bedarf an besseren und leich-
ter zugänglichen Informationen zu

Gesundheitsfragen für die Öffent-
lichkeit hat Kommissar Kyprianou
(Gesundheit und Verbraucher-
schutz) kürzlich den Startschuss
für das Projekt „Europäische Platt-
form für Gesundheitsinformation“
gegeben. Bei diesem Projekt wer-
den Gesundheitsreportagen jeder
Art von öffentlich-rechtlichen
Rundfunkanstalten und anderer
Medien unter dem Dach der Eu-
ropean Broadcasting Union
(EBU, besser bekannt als Eurovi-
sion) ausgetauscht. Dem Fernsehen
kommt bei der Informationsüber-
mittlung nach wie vor die größte
Bedeutung zu. Produziert werden
unter anderem Gesundheits- und
Medizinbeiträge, Fernseh- und
Rundfunkdokumentationsreihen
sowie internetbasierte Animations-
reihen. Projektteilnehmer sind ge-
genwärtig die wichtigsten öffent-
lich-rechtlichen Rundfunkanstal-
ten aus zehn europäischen Län-
dern (darunter Deutschland); aus
weiteren Ländern wurde bereits
starkes Interesse bekundet. Die
EU-Kommission fördert das Pro-
jekt mit 1,4 Millionen EUR aus
dem EU-Programm für öffentliche
Gesundheit. Nähere Informatio-
nen sind in englischer Sprache ver-
fügbar über:
http://www.healthineurope.tv/

Aus den EU-Mitgliedstaaten

Spanien: Bündnis für gesunde
Ernährung

Als gutes Beispiel für ihr Aktions-
programm für gesunde Ernährung
könnte die Europäische Kommis-
sion das erzielte Übereinkommen
zwischen der spanischen Regierung
und der Nahrungsmittelindustrie
vermarkten. Nach dem alarmieren-
den Anstieg von Übergewicht bei
Jugendlichen haben sich die Prot-
agonisten darauf verständigt, den
Zugang zu ungesunder Ernährung
für Jugendliche zwar nicht zu er-
schweren, aber zumindest nicht
mehr zu erleichtern. So haben die
Automatenaufsteller sich dazu ver-
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pflichtet, keine neuen Automaten
mehr an Stellen aufzustellen, an
denen Jugendliche verkehren und
bestehende Automaten sollen
nicht mehr mit ungesunden Le-
bensmitteln gefüllt werden. Dar-
über hinaus hat das Bäckereihand-
werk zugesichert, den Salzgehalt
seines Backwerkes innerhalb von
fünf Jahren um 20% zu senken.
Ein freiwilliger Verhaltenskodex
soll die Werbung von Getränken
und Lebensmitteln gegenüber der
Zielgruppe Kinder- und Jugendli-
che regeln und Restaurantketten
haben sich dazu verpflichtet mehr
Gemüse und weniger fetthaltige
Nahrung anzubieten. Auch wenn
es sich bei dem Übereinkommen
„nur“ um eine freiwillige Selbstver-
pflichtung handelt, hat Spanien
damit einen Schritt in die richti-
ge Richtung getan, um seiner ge-
samtgesellschaftliche Verantwor-
tung für eine ausgewogene Ernäh-
rung gerecht zu werden.

Frankreich: Bürokratie verhindert
Public Health

Das im Jahr 2004 in Frankreich
verabschiedete Gesetz über öffent-
liche Gesundheit „santé publique“
droht in der Umsetzung an der
französischen Bürokratie zu schei-
ten. Von den 132 zu erlassen De-
kreten waren acht Monate nach
der Verabschiedung des Gesetzes
nur sieben umgesetzt worden. Das
geht aus einen Bericht der franzö-
sischen Nationalversammlung her-
vor. Teil des Gesetzes war die Um-
setzung von einhundert Gesund-
heitszielen. Diese richten sich auf
massenrelevante Erkrankungen wie
Krebs, auf seltene Krankheiten, auf
Umwelt und Gesundheitsfolgen,
breiteres Screening zum Beispiel
auf Brustkrebs oder Antibiotika-
Resistenzen. Gesundheitsexperten
hatten schon früh gewarnt, dass
das Gesetz zu viele Ziele enthält
und diesen Zielen keine klare Prio-
risierung zugrunde liegt. Nun dro-
hen die Gesundheitsziele wie so
häufig wieder im Dschungel der
Behörden zu verschwinden.

Keine rasche Öffnung der
Arbeitsmärkte

Die Regierungen Deutschlands
und Österreichs haben die im Fe-
bruar von der Europäischen Kom-
mission vorgelegten Empfehlun-
gen zu einer raschen Öffnung der
Arbeitsmärkte aller Staaten für
Bürger aus den mittel- und osteu-
ropäischen Beitrittsländern zu-
rückgewiesen. Hintergrund ist die
nach wie vor schwierige Situation
auf den Arbeitsmärkten der bei-
den Länder. Daher ist nach ihrer
Auffassung die Steuerung des Zu-
gangs von Beschäftigten aus ande-
ren Staaten notwendig. Die Kom-
mission hingegen wünscht sich,
dass die Mitgliedstaaten ab Mai
2006 ganz auf Beschränkungen für
Arbeitnehmer aus den MOE-Staa-
ten verzichten. Demgegenüber wer-
den Deutschland und Österreich
bei der Europäischen Kommission
beantragen, die Übergangsfrist um
drei Jahre zu verlängern. Die Argu-
mentation der EU-Kommission,
dass die Auswirkungen der EU-
Beitritte auf die Arbeitsmärkte
Deutschlands und Österreichs
doch bisher gering geblieben seien,
drehen die Verfechter von restrik-
tiven Übergangsregelungen um:
Genau diese Wirkung war und ist
erwünscht!

Deutsche Initiative gegen
Lohndumping

Geht es nach dem Willen der
deutschen Bundesregierung, so
soll die demnächst zu verabschie-
dende europäische Dienstlei-
stungsrichtlinie durch ein nationa-
les Gesetz gegen Lohndumping er-
gänzt werden. Arbeits- und Sozial-
minister Franz Müntefering wies
darauf hin, dass der Richtlinien-
entwurf das Arbeits- und Entsen-
derecht zwar von seinem Anwen-
dungsbereich ausklammere, selbst
jedoch keine Instrumente gegen
Lohndumping beinhalte. Der
SPD-Vorsitzende Matthias Platzek
ergänzte, nur klare innerstaatliche

Rechtsvorschriften über Mindest-
löhne könnten das Vakuum fül-
len.

Deutsch-Türkisches Abkommen
bereits auf EU-Niveau?

Seit gut 40 Jahren ist das deutsch-
türkische Abkommen zur Sozialen
Sicherheit in Kraft. Es gilt grund-
sätzlich für die Bereiche der Kran-
ken-, Renten- und Unfallversiche-
rung. Man kann es auch als ty-
pisch bilaterales Abkommen be-
zeichnen, das Deutschland mit den
Nachbarstaaten bzw. mit den An-
werbestaaten der so genannten
„Gastarbeiter“ geschlossen hat.
Die im deutsch-türkischen Ab-
kommen getroffenen Regelungen
bewegen sich nach Experten-Mei-
nung bereits heute „vor der Zeit“
im Rechtsrahmen der EU, teils
sind Bestimmungen nur dann
rechtsgültig, wenn sie mit den An-
forderungen europäischen Rechts
im Einklang stehen. Die türki-
schen Staatsangehörigen haben ge-
genwärtig einen EU-angenäherten
arbeits- und sozialrechtlichen Sta-
tus inne. Begründet wird diese
Auffassung auch mit der Recht-
sprechung des EuGH. Bei der Dis-
kussion der Frage, ob die Türkei
in die EU aufgenommen werden
sollte, wird die Forderung erho-
ben, den Aspekt zumindest nicht
außer Acht zu lassen.

Deutsch-Rumänisches Abkommen
als Übergangslösung

Voraussichtlich Mitte des Jahres
2006 tritt das deutsch- rumänische
Abkommen über Soziale Sicher-
heit vom 8. April 2005 in Kraft.
Es regelt die Beziehungen zwischen
Deutschland und Rumänien im
Bereich der gesetzlichen Renten-
und Unfallversicherung bis zum
EU-Beitritt Rumäniens, der vor-
aussichtlich am 1. Januar 2007 er-
folgen wird. Es beinhaltet unter
anderem die Gleichbehandlung
der beiderseitigen Staatsangehöri-
gen, die Zusammenrechnung deut-
scher und rumänischer Versiche-
rungszeiten für den Leistungsan-
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spruch und die uneingeschränkte
Rentenzahlung auch bei Aufent-
halt im anderen Vertragsstaat. Erst
der EU-Beitritt Rumäniens führt
zu einer umfassenden Koordinie-
rung der mitgliedstaatlichen Sozi-
alsysteme im Sinne einer Zusam-
menrechnung sämtlicher mitglied-
staatlicher Versicherungszeiten für
den Leistungserwerb und der Be-
seitigung nationaler Einschränkun-
gen für den Leistungsexport inner-
halb der EU.

Pläne gegen den Krebs

Frankreich legt gegenwärtig ein
Programm zur Krebsbekämpfung
auf, das neben Forschung und
Aufklärung vor allem den Behand-
lungsprozess bis hin zur Palliativ-
pf lege umfasst. Ein nationales
Krebszentrum soll entstehen. Viel-
fältige Anstrengungen zur besseren
Versorgung Krebskranker werden
unternommen, um die Zahl der
durch Krebs bedingten Sterbefäl-
le bis 2007 um ein Fünftel zu re-
duzieren. Über einen Zeitraum
von vier Jahren werden hierfür 640
Millionen EUR bereitgestellt. Be-
standteil des Programms ist bei-
spielsweise die Gewährleistung des
Mammographiescreenings für
Frauen zwischen 50 und 74 Jah-
ren.

Auch ein in Dänemark aufgestell-
ter nationaler Krebsplan zielt ne-
ben der Förderung von Kranken-
haus-Technologien, ärztlicher Fort-
bildung und kommunalen Ge-
sundheitszentren auf ein früheres
Screening.

In Japan hingegen ist das Mammo-
graphiescreening ein Streitpunkt.
Künftig wird entgegen der ärztli-
chen Auffassung bei 30- bis 39-jäh-
rigen Frauen die Diagnosestellung
durch Sichten und Abtasten emp-
fohlen, da aus Regierungssicht bei
jüngeren Frauen die Entdeckung
von Brustkrebs durch Mammogra-
phie- und Ultraschalluntersuchun-
gen nicht zuverlässig möglich ist.

EU-Übernahmerichtlinie:
Deutschland nutzt Wahlrechte aus

Die Bundesregierung hat ihre
Wahlrechte aus der Übernahme-
richtline der Kommission mit dem
Ziel eines höchstmöglichen Schut-
zes deutscher Unternehmen vor
Übernahmen durch ausländische
Gesellschaften ausgeschöpft. Dies
ist ein zentraler Bestandteil des
Entwurfes  zum „Übernahmericht-
linien-Umsetzungsgesetz“. So sei
künftig das  Wertpapiererwerbs-
und Übernahmegesetz bislang aus-
schließlich auf Zielgesellschaften
mit inländischem Sitz anwendbar,
so soll es künftig  auch bei Über-
nahmen  von Zielgesellschaften im
europäischen Ausland gelten.
Grundsätzlich gelte das Gesell-
schaftsrecht desjenigen Staates, in
dem die Zielgesellschaft ihren Sitz
habe. Auch blieben die bestehen-
den rechtlichen Möglichkeiten für
Vorstand und Aufsichtsrat einer
Zielgesellschaft erhalten, mit de-
nen eine Übernahme bislang ver-
suchsweise abgewehrt werden
konnte. Zulässige  satzungsmäßige
und vertragliche Stimmrechts- und
Übertragungsbeschränkungen gel-
ten weiter. Die EU-Richtlinie sieht
ein so genanntes „Verhinderungs-
verbot“ vor, von dem sich
Deutschland  durch „opt out“ ge-
löst hat. Damit bleiben Vorratsbe-
schlüsse der Unternehmensfüh-
rung – etwa Kapitalerhöhungen –
auch ohne konkretes Vorliegen ei-
nes Übernahmeangebotes erhal-
ten. Wie Deutschland hat auch
Luxemburg den gebotenen Spiel-
raum voll aus.

Großbritannien: Mit Leitlinien und
Behandlungsverweigerung gegen

„Unbelehrbare“

Im Zentrum der Bemühungen des
durch Wartelisten und Mangelver-
waltung gekennzeichneten briti-
schen Staatsbewirkungssystems
NHS steht gegenwärtig eine Be-
schränkung des Einsatzes vorhan-
dener Kapazitäten  auf dafür als
„geeignet“ und „würdig“ befunde-
nes Patientengut. Das staatliche
Gesundheitsbewertungsinstitut

NICE (National Institute for Cli-
nical Excellence)  veröffentlichte
unlängst eine Richtlinie unter dem
Titel „Sozialwertige Entscheidun-
gen“ ( Social Value Judgements),
die Ärzten und Einrichtungen bei
der Entscheidung über eine Be-
handlungsverweigerung infolge
„fehlender Patienteneignung oder
Kooperation“ helfen soll. Einlei-
tend wird ausgeführt, dass weder
„selbst verursachte Krankheiten“ (
self-inflicted illnesses) noch gene-
rell die Prognose schwächende Fak-
toren,  wie Alter, Rauchen oder
Übergewicht „automatisch“ heran-
gezogen werden sollen. Die prak-
tische Ausgestaltung dürfte sich
allerdings sehr rasch eben auf die-
se höchst dehnbare Zielgruppe von
zudem oft sozial benachteiligten
Patienten konzentrieren. Sieht der
NHS den „Grund“ für die „selbst-
verschuldete“ Krankheit  als Hin-
dernis für die Effizienz der
Behandlung,"so könne diese ggf.
verweigert werden. Entgegen aller
Erklärungen sind „Alte“ – soweit
nicht der Selbstzahlerschicht zuge-
hörig oder – beim britischen Ver-
sicherungsrecht recht unwahr-
scheinlich – zusätzlich privat abge-
sichert, schon heute nicht eben
bevorzugt. Für Frauen über 70 Al-
tersjahre gibt es aus NHS-Mitteln
nach einer Meldung der Fachzeit-
schrift „Die BKK“ bereits heute
keine Vorsorge-Untersuchung für
Brustkrebs mehr, obwohl das Ri-
siko gerade dann sehr hoch ist.
Auch psychische Störungen von
Rentnern führen üblicherweise
nicht mehr in eine Therapie. Po-
pulismus und scheinrationale Ver-
sagensbegründungen flankieren die-
sen wissenschaftlich"bemäntelten
Rationierungsschritt zulasten oh-
nehin benachteiligter Personen-
gruppen. So verweist der NICE
Chef Sir Michael Rawlings darauf,
dass es nicht im Sinne einer „gu-
ten“ Budgetverwendung liegen
könne, wenn man „einem Alkoho-
liker der weiterhin tränke auch
noch die Lebertransplantation be-
zahlen müsse.“ Die Zielliste zu be-
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nachteiligender Personengruppen
geht allerdings viel weiter: Überge-
wichtigen wird regional die Versor-
gung mit künstlichen Hüft- oder
Kniegelenken verweigert. Kritiker
der restriktiven Regelungen be-
fürchten dann auch ein rasches
Ausdehnen des zu diskriminieren-
den Personenkreises nach finanzi-
ellen Bedürfnissen, ggf. gerechtfer-
tigt mit dem Ausspielen von Kran-
ken gegen Kranke. Gerade ange-
sichts des lächerlichen rehabilita-
tiven Leistungsumfanges des NHS
von Suchtkranken sei die Chance
auf eine kausale Therapie denkbar
schlecht. Möglich wird diese
schleichende Ausgrenzung an sich
behandlungsbedürftiger Personen
durch die Allmacht des im steuer-
finanzierten und staatsbewirkten
NHS quasi allein agierenden Staa-
tes. Dieser definiert durch von
ihm eingesetzte Stellen nahezu
nach Gutdünken. Die dringend
erforderliche Mittelerhöhung
durch mehr Steuermittel in gigan-
tischem Umfang soll aus „überge-
ordneten“ Gründen nicht erfol-
gen. Wer immer auch bei uns er-
wartet, dass mehr Staatseinfluss
bei den Finanzierungswegen des
sozialen Gesundheitswesens zu
höheren Gerechtigkeitsleistungen
führe, sollte sich dieses und ande-
re Staatssysteme einmal genauer
ansehen. In der EU gibt es kein
steuerfinanziertes soziales Gesund-
heitswesen ohne Mangelsteuerung,
Behandlungsversagen und Warteli-
sten. Die Opfer sind nahezu aus-
schließlich solche Menschen, die
Sozialversicherung dringend brau-
chen. Der pseudo-soziale Feigen-
blatt-Charakter wird gerade im
Vereinigten Königreich deutlich,
wo immerhin rund 11 Prozent
der jungen und privatversiche-
rungsfähigen Personen oft als Ar-
beitgeberanreiz eine solche Ergän-
zungsversicherung haben.

Großbritannien: Radikale
Förderung des Vorsorgesparens

hilft Versicherungen

Mit einem radikalen neuen Re-
formgesetz im Bereich der Ein-

kommensteuer möchte der briti-
sche Schatzkanzler Gordon Brown
das traditionell überaus engherzi-
ge Absetzpotential des britischen
Steuerzahlers in privatfinanzierte
Formen der Alterssicherung len-
ken. Theoretisch könnte ein briti-
scher Steuerzahler durch Transfer-
zahlungen in seine Vorsorgekonten
und Sparprogramme seine Ein-
kommensteuerschuld auf Null re-
duzieren. Für alle, die weniger als
215.000 Pfund (rund  315.000
EUR) im Jahr verdienen, können
Vorsorgeaufwendungen künftig in
voller Höhe abgesetzt werden. Al-
lerdings reduzieren sie die Bemes-
sungsgrundlage, nicht die tatsäch-
liche Steuerschuld. Dies erweitert
den bislang eher kärglichen Frei-
raum britischer Steuerpflichtiger,
ihre zu versteuernden Einkünfte zu
reduzieren. Sehr im Gegensatz zum
vermeintlichen Hochsteuerland
Deutschland, gibt es im Vereinig-
ten Königreich neben anderen Ge-
winnermittlungsvorschriften für
Freiberufler oder Selbständige kei-
nerlei relevante Absetzmöglichkei-
ten für Angestellte. Weder „Außer-
gewöhnliche Belastungen“, noch
„Werbungskosten“ oder „Aufwen-
dungen für die eigene Fortbildung
in einem nicht ausgeübten Beruf“
sind anrechenbar.

Das Gesamtvorsorgekapital des
emsigen britischen Kleinsparers
darf künftig bis zu 2,2 Millionen
EUR betragen. Damit sind in der
Theorie 98% der Briten von bis-
lang unerhörten Steuersparmög-
lichkeiten erreicht worden. Auch
die Anlagemöglichkeiten wurden
erweitert: statt der traditionellen
betrieblichen Pensionspläne oder
den „Friendly Societies“ (nichtge-
winnstrebende Sparpools) stehen
jetzt viele Alternativen offen. Dazu
zählt sogar die Eröffnung eines ei-
genen Pensionsfonds unter Ein-
schaltung eines Treuhänders. Kri-
tiker merken an, dass die Rückzah-
lungen üblicherweise nur in klei-
nen monatlichen Raten erfolgen.
Bei Ruhestandseintritt werden
zwar 25% des Pensionsfonds aus-

gezahlt, der Rest jedoch geht zur
Verrentung an Lebensversiche-
rungsgesellschaften. So soll eine
Frau mit 65 Jahren und einem
Sparkapital von 100.000 EUR
eine monatliche feste Auszahlung
von steuerpflichtigen 480 EUR
erhalten. Allerdings sind die
Durchschnittseinkommen in vie-
len Bereichen niedrig und die Le-
benshaltungskosten - etwa im
Großraum London - extrem hoch.
Beispielsweise erhält ein  Studien-
rat  nach rund 20 Berufsjahren
vielleicht ein Jahres-Bruttogehalt
von  30.000 Pfund (rund 45.000
EUR). Zudem reduzieren horren-
de Haus- und Mietpreise das Spar-
potential von Durchschnittsverdie-
nern ebenso, wie die weit über-
durchschnittliche Individualver-
schuldung für Konsumausgaben.
Derzeit verliert auch die britische
Wirtschaft nach vielen Wachs-
tumsjahren an Fahrt. Steigt die
noch sehr niedrige Arbeitslosig-
keit, so lassen Zwangsräumung,
Individualkonkurs und das Absin-
ken auf außergewöhnlich niedrige
Sozialhilfesätze keine rechte Spar-
kraft mehr aufkommen. Entspre-
chend warnten die britischen Ar-
beitgeber schon vor einigen Jahren
vor einer Zunahme der die Kauf-
kraft absenkenden Altersarmut.
Gewinner der Regelung sind ne-
ben den Publizitätseffekten für die
Blair-Regierung bei de facto nur
im zweistelligen Millionenbereich
angesiedelten Steuerausfällen ver-
mutlich die das Kapital über Jahr-
zehnte verwaltenden Lebensversi-
cherungsgesellschaften. Selbst
wenn eine Zusatzrente von nicht
inf lationskompensierten 480
EUR pro Monat schon in weni-
gen Jahren kaum mehr die eigene
Nachfragekraft erhöhen dürfte, so
reduziert oder verunmöglicht sie
jedoch die Inanspruchnahme von
bedürftigkeitsabhängigen Sozial-
transferzahlungen. Jeder sorgte ja
beizeiten nur für sich…
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Finnland geht gegen wachsenden
Alkoholismus vor

Mit neuen Wegen versuchen die
finnischen Behörden die wachsen-
de Gefahr des Alkoholmissbrau-
ches zu bekämpfen. Der klassische
„nordische“ Weg war eine inländi-
sche Hochpreispolitik durch Im-
port- und Vertriebsmonopole in
Staatsregie. Im Zuge der Liberali-
sierung der Zollvorschriften gerie-
ten diese trotz Übergangsfristen,
die beim EU-Beitritt ausgehandelt
wurden, zum Anachronismus.
Kaum mehr 40% des inländisch
konsumierten Alkohols stammten
aus diesen Quellen. Neben die tra-
ditionellen und selbst in der Lite-
ratur legendären Formen der
Schwarzbrennereien in den einsa-
men Landesteilen stellte sich die
legale und quasi-legale Politik eines
organisierten Privatimportes, etwa
aus dem benachbarten Estland,
wo Schnaps nahezu nichts kostet.
Um einen Netto-Einnahmeverlust
der Systemläden zu vermeiden und
diese damit auch finanziell zur Dis-
position zu stellen, wurden, wie
auch im benachbarten Schweden
die Spritsteuern heftig gesenkt. So
fiel die Schnapssteuer um immer-
hin 44%, diejenige für Wein um
32% und die für Bier um 10%.
Wie stark sich die Deregulierung
des EU-Binnenmarktes und das
durch sie ausgelöste Verbraucher-
verhalten auswirken, zeigt sich
schon an dem Umstand, dass die
Alkoholsteuern in Finnland erst
zum Anfang der 90er Jahre dra-
stisch angehoben wurden. Der
sprichwörtlichen Trinkfreudigkeit
der Finnen soll nun mit „Partner-
schaftsvereinbarungen“ zwischen
Gemeinden, Kirchen, Unterneh-
men und Nicht-Regierungsorgani-
sationen beigekommen werden.
Bleibt der Erfolg dieser pädagogi-
schen Maßnahmen aus, so rechnen
Experten mit einer Zunahme des
Alkoholkonsums um mindestens
15%.

International Review

Internationale Organisationen

Arbeitsbedingungen von Seeleuten
und Sicherheit der Seeschifffahrt

Das durch die Konferenz der Inter-
nationalen Arbeitsorganisation
(IAO) in Genf verabschiedete See-
arbeitsübereinkommen ist ein Mei-
lenstein auf dem Weg zu besseren
Beschäftigungsbedingungen, mehr
Gesundheitsschutz und umfassen-
deren Sozialrechten für Seeleuten
in der internationalen Seeschiff-
fahrt. International einheitliche
Mindesterfordernisse insbesondere
in den Bereichen Arbeits- und Ru-
hezeiten, medizinische Betreuung
sowie Ausbildung und Befähigun-
gen sollen zudem die Sicherheit
auf Schiffen und in Häfen deutlich
erhöhen.

Die IAO ist eine Sonderorganisa-
tion der Vereinten Nationen. Im
Unterschied zu anderen interna-
tionalen Organisationen werden
Entscheidungen hier jedoch nicht
nur durch die Regierungen der ver-
tretenden Staaten getroffen. An
der Stimmabgabe eines jeden
Staats sind neben Regierungsver-
tretern auch jeweils ein Vertreter
von Arbeitnehmern und Arbeitge-
bern beteiligt (in diesem Fall der
Gewerkschaft Verdi und des Ver-
bandes deutscher Reeder). Die Ver-
abschiedung des Seearbeitsüber-
einkommens erfolgte ohne Gegen-
stimmen und bei Enthaltung
durch lediglich zwei Staaten. Das
ist angesichts der in dem Abkom-
men niedergelegten, besonders
umfassenden und detaillierten
Standards für die Arbeit und das
Leben von Seeleuten in der Ge-
schichte der Genfer Organisation
ohne Beispiel.

Gemeinsame, allgemeinverbindli-
che Normen bei Arbeitsrecht, Ar-
beitsschutz und sozialer Absiche-
rung sollen verhindern, dass sich
„schwarze Schafe“ unter den Ree-
dern durch Nichtbeachtung von

Schutzrechten für Seeleute Wett-
bewerbsvorteile verschaffen. Die
Konvention ist so gefasst, dass
auch solche Flaggenstaaten die Be-
stimmungen einhalten werden
müssen, die das Abkommen nicht
ratifiziert haben. Denn die Behör-
den der Ratifikationsländer haben
das Recht, unter der Flagge von
Drittstaaten fahrende Schiffe in
ihren Häfen zu kontrollieren und
die Einhaltung der beschlossenen
Standards zu verlangen.

Nach erfolgter Verabschiedung des
Übereinkommens beginnt nun
die Phase der Umsetzung der ge-
troffenen Vereinbarungen in natio-
nales Recht. Das internationale
Seearbeitsübereinkommen tritt in
Kraft, wenn mindestens 30 Län-
der, deren Schiffe zudem minde-
stens 33% der Welt-Bruttoregister-
tonnage repräsentieren, ihre Rati-
fikationsurkunden bei der Interna-
tionalen Arbeitsorganisation in
Genf hinterlegt haben. Mehr In-
formationen zum Thema werden
auf der Homepage www.ilo.org
(englisch) bzw. auf den deutsch-
sprachigen Seiten der Vertretung
in Deutschland angeboten:
 www.ilo.org/public/german/regi-
on/eurpro/bonn/

Blick über die EU-Grenzen

USA: Initiative „Fit statt fett“

In den USA sind 26% der Kinder
fettleibig, fast doppelt so viele wie
in Deutschland. Zurückzuführen
ist dies unter anderem auf den ra-
pide angestiegenen Genuss von zuk-
kerhaltigen Softdrinks. An 60%
der High und Junior High Schools
stehen Getränkeautomaten mit
Softdrink-Angeboten. Die Ess-
und Trinkgewohnheiten der Schü-
ler verursachen häufig Fettsucht,
Diabetes, Osteoporose und Zahn-
schäden. Nach langem Streit mit
den Interessenvertretern der Agra-
rindustrie und den Limonadenher-
stellern regeln nun drei Gesetze
die Ernährungsgrundsätze in den
Schulen. In High Schools dürfen
nun nur noch Wasser, Milch und
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Fruchtsäfte verkauft werden und
die Lebensmittel, die in Schulen
zum Verkauf angeboten werden,
unterliegen bestimmten Ernäh-
rungsstandards. Obst und Gemü-
se sind stets anzubieten, wobei die-
se auch in Konserven angeboten
werden dürfen. Gouverneur Ar-
nold Schwarzenegger, früherer Mi-
ster Universum und Fitness-Ikone,
ist Schirmherr der Ernährungsin-
itiative California Obesity Preven-
tion Initiative (COPI).

Japan: EU-Touristen dürfen kein
Blut spenden

Personen mit Aufenthalten zwi-
schen 1980 und 1996 in EU-Län-
dern mit BSE-Risiko - wie Frank-
reich und England - unterliegen
seit 2004 in Japan einem Blut-
spendeverbot. Aber auch bei Auf-
enthalten in Ländern mit niedrige-
rem Risiko,  wie zum Beispiel
Deutschland, greift das Verbot,
wenn der Aufenthalt länger als ein
halbes Jahr dauerte. Diese Sicher-
heitsmassnahme führte in der Kon-
sequenz zu einem bedrohlichen
Rückgang der japanischen Vorräte
an Spenderblut um ca. 20%.
Auch Australien, Kanada, die
Schweiz und die USA sprachen
ähnliche Blutspendeverbote aus.
Deutschland und Großbritannien
ergriffen bereits 2001 Vorkehrun-
gen, die sich jedoch auf das Her-
ausfiltern der Leukozyten aus dem
Spenderblut beschränken.

Schweiz: Streit um Zukunft des
Föderalismus im Gesundheitswesen

Glaubt man der überwiegenden
Meinung der nicht-kantonal ge-
bundenen Schweizer Systemexper-
ten, so droht Ungemach, wenn
der Föderalismus im eidgenössi-
schen Gesundheitswesen nicht
bald einer Rosskur unterzogen
würde. Verschiedene Experten,
darunter der bekannte Gesund-
heitsökonom Willy Oggier und
der Soziologe Philippe Lehmann,
zeigten unlängst auf einer Tagung
die Gefahren auf, die aus einem
kaum veränderungsfähigen  und

durch Kleinteiligkeit belasteten
System folgen. Oggier etwa warnt
davor, für solche kleinen Lebens-
räume -  etwa den Kanton Appen-
zell-Innerrhoden mit kaum mehr
als 14.000 Einwohnern – eigene
Spitalplanungen durchzuführen.
Stattdessen sollte die Schweiz un-
ter Bundesführung in fünf große
Versorgungsregionen überkantonal
eingeteilt werden. Dazu sei eine
Aufgabenbündelung beim Bund
in Bern erforderlich. Der Födera-
lismus im sozialen Gesundheitswe-
sen sei demnach auch verantwort-
lich für das Fehlen transparenter
Gesundheitsziele und die mangeln-
de Vergleichbarkeit von Leistungen
und Preisen.  Auch aus der Poli-
tik wurde eine aufgabengelenkte
Zentralisierung von Kompetenzen
gefordert. Dies wäre in der
Schweiz in einer Revision des So-
zialgesetzbuches (KVG) zu leisten.
Allerdings sehen viele Politiker die
Kantone als nicht fähig oder bereit
an, hier eine aktive Rolle zu über-
nehmen.  Ganz anders der Präsi-
dent der Schweizer kantonalen
Gesundheitsdirektoren, Markus
Dürr. Er betonte die wettbewerbs-
fördernde Konkurrenzsituation
zwischen den Kantonen. Als
Bremse gegen Zentralisierungsbe-
strebungen der „Theoretiker“ führ-
te er die in der Schweiz zu einer
Verfassungsänderung erforderliche
Volksabstimmung an. Diese sei ge-
rade gegenwärtig niemals zu gewin-
nen. Damit mag der kantonale
Experte in der Praxis gar nicht ein-
mal falsch liegen.  Die hohe emo-
tionale Gewichtung der kantona-
len Besonderheiten in der Schweiz
ist weit mehr als administrative
Folklore. Gerade in Zeiten einer
„Rückbesinnung“ auf Traditionel-
les dürfte es schwierig sein, die
Hürde der Volksabstimmung er-
folgreich zu nehmen. Selbst die
unter ökonomischen Gesichts-
punkten gebotene Ausnützung
wesentlich preisgünstigerer deut-
scher Krankenhauskapazitäten in
unmittelbarer Grenznähe wird der-
zeit von etlichen Kantonen nicht

wahrgenommen. Entsprechend
steigen die Aufwendungen für die
Spitalfinanzierung, die entgegen
mancher Einschätzung bei uns,
eben nicht nur durch die Kopf-
pauschale der Versicherten  erfolgt,
sondern durch massive kantonale
Zuschüsse.

Schweiz: Politik überprüft sich
selbst

Im schweizerischen Tessin hat das
für die Gesundheitsversorgung zu-
ständige Department für Gesund-
heits- und Wohlfahrtspf lege be-
schlossen, dass zukünftig alle po-
litischen Entscheidungen auf ihre
gesundheitlichen Folgen überprüft
werden. Dies wird mittels des so
genannten HIA „Health Impact
Assessment“ erfolgen. Als Basis für
die Bewertung liegt ein aus engli-
schen und niederländischen Mo-
dellen entwickeltes Kontrollsy-
stem zugrunde, welches so gestal-
tet wurde, dass auch indirekte Ge-
sundheitsfolgen erfasst werden.
Ziel der schweizerischen Kantons-
regierung ist es, auf der einen Sei-
te Kosten zu sparen und auf der
anderen Seite die Qualität politi-
scher Entscheidungen zu verbes-
sern. Sollte letzteres erfolgreich
sein, wäre es sicher wert, diesen
Ansatz auch auf das eigene natio-
nale System zu übertragen.

Schweiz will Trend zu
Frühpensionierungen brechen

Am 9. Dezember 2005 hat der
Schweizer Bundesrat ein Maßnah-
menpaket für ältere Arbeitneh-
mende beschlossen, mit dem der
anhaltende Trend zu Frühpensio-
nierungen gebrochen werden soll.
Mit sozialversicherungsrechtlichen
Anreizen sollen ältere Arbeitneh-
mer dazu motiviert werden, wieder
bis zum ordentlichen Rentenalter
oder länger erwerbstätig zu blei-
ben: die Reduktion des Beschäfti-
gungsgrades oder ein Funktions-
wechsel in den Jahren vor der Pen-
sionierung sollen sich nicht mehr
nachteilig, Erwerbstätigkeit im
Rentenalter soll sich dagegen vor-
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teilhaft auf die Rentenhöhe aus-
wirken. Generell sollen die Ar-
beitsmarktchancen älterer Arbeit-
nehmender verbessert und die Ar-
beitsbedingungen ihren veränder-
ten Bedürfnissen angepasst wer-
den.

Erwerbstätigkeit über das 65. Al-
tersjahr wird heute institutionell
nicht gefördert. Im öffentlichen
Dienst sehen die meisten Kantone
und der Bund die Auflösung des
Arbeitsverhältnisses ohne Kündi-
gung bei Erreichen einer bestimm-
ten Altersgrenze vor. Beiträge an
die 1. Säule sind ausschließlich
Solidaritätsleistungen der über 65-
Jährigen, soweit das erzielte Er-
werbseinkommen nicht im Rah-
men des Freibetrags von der Bei-
tragspflicht ausgenommen ist. Im
obligatorischen Bereich der 2. und
in der 3. Säule ist die weitergehen-
de Äufnung von Alterskapital
grundsätzlich ausgeschlossen. Er-
werbstätigkeit im Rentenalter
dient jedoch sowohl den Sozial-
werken (bspw. Finanzierung der
AHV) als auch der Wirtschaft (hö-
here Wertschöpfung) und den Ver-
sicherten (höhere Renten, Bestäti-
gung u.a.) und soll deshalb mit
folgenden Maßnahmen gefördert
werden:

• Volle AHV-Beitragspflicht für
erwerbstätige Rentner und An-
spruch auf eine Zusatzrente zur
AHV.

Die Aufhebung des Freibetrags für
erwerbstätige Rentner wird bereits
mit der Neuauflage der 11. AHV-
Revision vorgeschlagen, hingegen
sollen dort die dadurch erzielten
Mehreinnahmen nur jenen Versi-
cherten Rentenverbesserungen
bringen, die Beitragslücken aufwei-
sen oder keine ganze AHV-Rente
beziehen. Im Vergleich dazu geht
das Maßnahmenpaket zugunsten
älterer Arbeitskräfte weiter: sämt-
liche erwerbstätigen Rentnern sol-
len von einer Zusatzrente profitie-
ren, die auf den nach dem 65. Al-
tersjahr entrichteten Beiträgen ba-
siert.

• Äufnung und Bezug von Alters-
guthaben im obligatorischen Be-
reich der 2. Säule und in der 3.
Säule nach dem 65. Altersjahr.

Im obligatorischen Bereich der
beruflichen Vorsorge können nach
dem 65. Altersjahr keine Altersgut-
schriften mehr geäufnet werden,
denn sie werden für das rentenbe-
stimmende Altersguthaben läng-
stens bis zum Erreichen des or-
dentlichen Rentenalters berück-
sichtigt (Art. 15 Abs. 1 Bst. ab
BVG). Gleiches gilt auch für Ein-
zahlungen in Säule 3a-Stiftungen.
Das dort akkumulierte Kapital
bzw. die daraus resultierenden Lei-
stungen werden nach geltendem
Recht spätestens beim Erreichen
des ordentlichen Rentenalters fäl-
lig (Art. 3 Abs. 1 BVV 3). Für Ar-
beitnehmende, die weiterhin er-
werbstätig bleiben wollen, kann
die Fortsetzung der Erwerbstätig-
keit und damit die weitere Akku-
mulation von Altersguthaben in
der 2. und 3. Säule sowohl im
Hinblick auf eine höhere Rente als
auch aus steuerlichen Gründen at-
traktiv sein. Erwerbstätigkeit nach
dem erreichten ordentlichen Ren-
tenalter soll außerdem dadurch ge-
fördert werden, dass Säule 3a-Gut-
haben, die wegen fortgesetzter Er-
werbstätigkeit erst nach dem er-
reichten ordentlichen Rentenalter
abgerufen werden, steuerlich be-
günstigt werden.

• Aufhebung gesetzlicher Alters-
grenzen im öffentlichen Dienst.

Arbeitsverhältnisse im kantonalen
oder eidgenössischen öffentlichen
Dienst enden heute häufig von
Gesetzes wegen, wenn die Arbeit-
nehmenden ein gesetzlich fixiertes
Alter (häufig ordentliches Renten-
alter oder knapp darunter) erreicht
haben. Entsprechende Regelungen
erschweren arbeitswilligen und –
fähigen älteren Arbeitnehmern im
Rentenalter die Weiterarbeit beim
bisherigen Arbeitgeber unnötig, da
eine Weiterbeschäftigung wegen
des von Gesetzes wegen aufgelö-
sten Arbeitsverhältnisses nur – ad-

ministrativ aufwändig – über eine
Wiederanstellung erfolgen kann.
Die automatische Beendigung ei-
nes Arbeitsverhältnisses ist mit
dem angestrebten Ziel einer hohen
Arbeitsmarktbeteiligung älterer
Arbeitnehmender nicht vereinbar.
Der Bund will hier als Arbeitgeber
mit gutem Beispiel voran gehen
und die Weiterbeschäftigung über
das ordentliche Rentenalter hinaus
für seine Angestellten generell er-
möglichen. Entsprechend sollen
öffentlich-rechtliche Arbeitsver-
hältnisse beim Bund künftig nur
noch im gegenseitigen Einverneh-
men – oder bei Vorliegen entspre-
chender Gründe – durch Kündi-
gung beendet werden können.

Kontakt für weitere Informatio-
nen: Bundesamt für Sozialversiche-
rungen, Geschäftsfeld Alters- und
Hinterlassenenvorsorge, Frau Hele-
na Kottmann,
E-Mail: helena.kottmann@bsv
.admin.ch.

Events

Deutsche Botschaft in Belgien und
Ständige EU-Vertretung in neuen

Räumen

Seit dem 17. Februar bilden die
„Deutsche Botschaft in Brüssel“
und die „Ständige Vertretung der
Bundesrepublik Deutschland bei
der EU“ eine Wohngemeinschaft.
Notwendig geworden war dieser
Schritt zum einen aus Platzgrün-
den, da das bisherige Gebäude der
Ständigen Vertretung für 179 Mit-
arbeiter zu klein wurde, zumal die
einzelnen Abteilungen anlässlich
der EU-Ratspräsidentschaft
Deutschlands im ersten Halbjahr
2007 noch personell aufgestockt
werden. Zum anderen sollen Ko-
sten gespart werden, da der Sitz
der Deutschen Botschaft, in der
28 Personen beschäftigt sind, nur
gemietet war. Das neue Gebäude
in der Rue Jacques de Lalaing 8-
14, B-1040 Brüssel, ist ein Miet-
kauf und soll später in den Besitz
der Bundesrepublik Deutschland
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übergehen. Als dritter WG-Partner
zieht die „Ständige Vertretung Bel-
giens bei der EU“ ein.

Statistics

Steuern in der EU

Im Jahr 2004 fiel der Anteil der
Steuern am Bruttoinlandsprodukt
EU-weit von vorher 40,8% auf
jetzt 40,7%. Den höchsten Anteil
wies Schweden mit 51,2% auf, ge-
folgt von Dänemark, Belgien,
Frankreich, Finnland und Öster-
reich. Die niedrigsten Anteile fin-
det man bezeichnenderweise bei
den neuen Mitgliedstaaten, und
zwar in Litauen (28,7%), dann fol-
gen – mit Richtung nach oben –
Lettland, die Slowakei, Estland
und Zypern. Wie die Relationen
ohne die verschiedenen europäi-
schen Transferleistungen aussähen,
ist leider nicht ohne weiteres er-
kennbar. Das Steueraufkommen
teilt sich europaweit auf in einen
Anteil von 34% aus Steuern auf
Produktion und Transfer (zum Bei-
spiel Mehrwertsteuer), 32% aus
Sozialabgaben und 31% aus Ein-
kommen- und Vermögenssteuern.

Prävention im internationalen
Vergleich

Nur vier von 25 EU-Mitgliedern
gehen im Kampf gegen das Rau-
chen und die damit verbundenen
gesundheitlichen Risiken so weit,
das Rauchen in der Öffentlichkeit
und am Arbeitsplatz zu untersa-
gen. Höchst unterschiedlich ist
die Intensität, mit der innerhalb
der EU mit dem Thema „Rau-
chen“ umgegangen wird. Es sind
Irland, Italien, Malta und Schwe-
den, die Prävention ganz konse-
quent betreiben. Außerhalb der
EU haben Norwegen, Singapur
und Neuseeland Rauchverbote in
der Öffentlichkeit ausgesprochen.
Weitere sechs europäische Mit-
gliedstaaten erwägen ein gleiches
Vorgehen. Deutschland gehört
nicht zu den Vorreitern, obwohl
bis zu 140.000 Sterbefälle jährlich

in Deutschland dem Rauchen zu-
geschrieben werden. Bislang setzt
Deutschland auf eine Selbstver-
pflichtung der Restaurants und
Kneipen, für Nichtraucher bis
2008 die Hälfte ihrer Plätze zu re-
servieren. Gegen das Werbeverbot
der EU-Tabakrichtlinie hat
Deutschland gar eine Klage ange-
strengt, da man Brüssels Kompe-
tenzen bei Werbung in lediglich
national vertriebenen Presseerzeug-
nissen als überschritten ansieht. In
die Auseinandersetzungen um den
Kampf gegen das Rauchen spielt
auch die Frage der Steuereinnah-
men hinein. Die Verbrauchsteuer
bei Tabak rangiert der Höhe nach
gleich hinter der aus Mineralöl er-
zielten Verbrauchsteuer. Einen di-
rekten Zusammenhang zwischen
Tabaksteuer und Verbrauch bestä-
tigt die Weltbank, nach deren Er-
kenntnissen eine Tabaksteuererhö-
hung um 10% eine Senkung des
Verbrauchs um 4% nach sich
zieht.

Zahl der Verkehrstoten sinkt – aber
nicht genug

Europaweit sinkt die Zahl der Ver-
kehrstoten. Das teilte die Europäi-
sche Kommission am 22. Febru-
ar 2006 mit. Demnach sei die
Zahl der Opfer im Straßenverkehr
von 50.000 im Jahr 2001 auf
41.600 im Jahr 2005 zurückgegan-
gen. Die Kommission betont aller-
dings, dass dies nicht ausreiche,
um das ehrgeizige Ziel zu errei-
chen, die Zahl der Unfallopfer bis
2010 zu halbieren. Es müsse daher
erheblich mehr für die Sicherheit
auf den Straßen getan werden.
Zwischen den Mitgliedstaaten be-
stehen nach Angaben der Kommis-
sion erhebliche Unterschiede: Die
Zahl der Verkehrstoten je eine Mil-
lion Einwohner variiert zwischen
eins und drei, die Zahl der Ver-
kehrstoten je eine Million Pkw
zwischen eins und fünf. Am nied-
rigsten im Vergleich zum europäi-
schen Durchschnitt ist die jährli-
che Zahl der Verkehrstoten je eine
Million Einwohner und eine Mil-

lion Pkw in Malta, im Vereinigten
Königreich, in den Niederlanden,
in Schweden, Deutschland und
Frankreich. Am problematisch-
sten ist die Lage in Polen, Portu-
gal, Griechenland, Estland, Lett-
land, Litauen, Ungarn, Zypern
und der Tschechischen Republik.
Ein ähnliches Bild ergibt auch eine
Betrachtung der Fortschritte, die
jeder Mitgliedstaat national er-
reicht hat. Um die Verkehrssicher-
heit zu verbessern, hat die EU in
den vergangenen Jahren mehrere
Maßnahmen ergriffen, darunter
neue Rechtsvorschriften für die
Lenk- und Ruhezeiten von Berufs-
kraftfahrern und Informations-
kampagnen. Die Kommission for-
dert die Mitgliedstaaten nun auf,
auch die Regeln zum Führerschein
zu vereinheitlichen.

Publikationen / Ausschreibungen

Euregio: Projekte im
Gesundheitswesen

Die Europavertretung der Deut-
schen Sozialversicherung hat die
Broschüre „EUREGIOsocial - Eu-
regionale Zusammenarbeit im Ge-
sundheitswesen 2005“ herausgege-
ben. Sie beschreibt (mit Stand
vom 1. Juli 2005) Gesundheits-
projekte aus den deutschen Grenz-
bereichen - einschließlich der Eu-
regios mit den neuen EU-Nach-
barn Polen und Tschechien – als
Ergebnis insbesondere von Anfra-
gen, die an die dortigen lokalen
Projektpartner gerichtet worden
waren. Die Studie, die von den
Autoren Melanie Thorn und An-
dreas Drespe erstellt wurde, orien-
tiert sich in ihrer Gliederung an
den geografischen Räumen mit
entsprechendem Kartenmaterial,
wodurch das Auffinden der Pro-
jekte erleichtert wird. Wer sich
noch detaillierter über die einzel-
nen Themen informieren will,
kann sich an die im Schlusskapi-
tel gelisteten Koordinaten und
Links wenden.
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Die Broschüre steht auf folgender
Webseite zum kostenlosen Down-
load bereit, im Dateiformat pdf
mit der Dateigröße 6,4 MB:
h t t p : / / w w w . d e u t s c h e -
sozialversicherung.de/de/europa/
dokumente.html

Gedruckte Exemplare im Format
DIN A4 mit 125 Seiten, Karten-
teil mehrfarbig, können zum Ein-
zelpreis von 15 EUR inklusive Ver-
sandkosten ausschließlich bezogen
werden von: Europavertretung der
Deutschen Sozialversicherung,
Frau Ann Etienne, Rue d’Arlon
50, B-1000 Bruxelles, Telefon:
+32-2/230.75.22, Telefax: +32-2/
230.77.73, E-Mail: dsv@esip.org

Health Technology and Decision
Making

Das von der OECD veröffentlich-
te Buch „Health Technology and
Decision Making“ analysiert die
Hindernisse, aber auch Impulse
zur Unterstützung von Evidenz-

basierten Entscheidungen in Ge-
sundheitssystemen. Es beschreibt,
wie und mit welchen Strategien
Länder erfolgreich die Herausfor-
derungen und Chancen meistern
und welche Risiken verbunden
sind mit neuen Gesundheitstech-
nologien. Das Buch befasst sich
ebenfalls mit den besonderen Her-
ausforderungen an die Systeme,
die sich aus dem schnell wachsen-
den Markt der Biotechnologie er-
geben. Das Buch ist zu beziehen
unter www.oecdbookshop.org
und hat die ISBN Nummer:
9264016201.

Social Insurance for Health

„Social Insurance for Health“ ist
der Titel einer englischsprachigen
Publikation über die Rolle von
Gesundheitswerbung und Präven-
tion innerhalb der Sozialversiche-
rung in Europa, herausgegeben
vom Mabuse-Verlag, Frankfurt am
Main. Die Autoren beleuchten die-

se Sparten als vergleichsweise neue
Aktionsfelder für Sozialversiche-
rungen und weitere Akteure im
Gesundheitswesen. Angesichts der
ökonomischen und sozialen Ver-
änderungen und der sich daraus
ableitenden neuen Risikosituatio-
nen werden sich aus Sicht der Au-
toren Meggeneder, Breucker und
Järvisalo Gesundheitswerbung und
Prävention künftig zu einem we-
sentlichen Feld für Institutionen
der Sozialversicherung entwickeln.
Beispielhaft werden anhand der
sozialen Sicherungssysteme
Deutschlands, Finnlands, Öster-
reichs, Polens und Schwedens die
Möglichkeiten aufgezeigt, auf die
für alle Länder gleichermaßen be-
stehenden Herausforderungen (im-
mer knappere Budgets gegenüber
steigenden Kosten durch den me-
dizinischen Fortschritt) unter Nut-
zung von Gesundheitswerbung
und Prävention zu antworten.
ISBN: 3-938304-22-7.
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